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1. Die Entwickelung der Umſatzſteuer im Protektorat Dieſe Beſtimmung wurde aber nicht ſofort Ane ec ee 
Der tſchechoſlowakiſche Staat hatte als erſter der euro- durchgeführt. Man begnügte ſich zunächſt pr 2 au 
päiſchen Staaten nach dem Deutſchen Reich im Jahr 1919 verkehr zwiſchen dem Protektorat und dem Su Br: ei 
die Umſatzſteuer eingeführt. Das Geſetz entſprach dem Deut- frei und umſatzausgleichſteuerfrei zu laſſen für 185 15 dene 
ſchen Recht. Es beſtand die Mehrſtufenſteuer. Der Unter- die ihren Urſprung im Protektorat oder im 9 € 8 995 
nehmerbegriff war der gleiche wie bei uns, ebenſo der Ent- hatten. Dieſe Maßnahme war erforderlich AN 6 bieten 
geltsbegriff. Die wirtſchaftlich bedingten Befreiungsvor⸗ wirtſchaftlichen Beziehungen, die den en ieſen Ge Pro- 
ſchriften waren im weſentlichen die gleichen. Auch der beſtanden. Die völlige Beſeitigung der u Far 1 äſen 
Steuerſatz entſprach ungefähr dem Deutſchen. tektorat war jedoch wegen der eee e in 99 1 
Man ging jedoch in der Tſchechoſlowakei ſchon früh nicht möglich. Erſt nachdem allmählich eine 100 te ö die 
zur Phaſenpauſchalierung über. Man hat dieſe dieſer Löhne und Preiſe vor ſich Er Re; f die Aus- 
Beſteuerungsweiſe allmählich immer mehr ausgebaut und Zollgrenze am 1. Oktober 1940 85 en 90 8 0 Mi 
ee 1 alte der e pau⸗ führungen von Martinſtetter in DOSt3 ; N 5 
aliert. Die Pauſchalſteuer wurde beim Erzeuger oder beim 9 iſchen dem Protektorat und dem 
Einführer erhoben. Die dieſen folgenden Umſatzſtufen waren uch 9 1 e keine zollmäßi⸗ 
umſatzſteuerfrei. Der allgemeine Steuerſatz wurde in den gen Beſchränkungen mehr. Er unterliegt auch nicht mehr der 
legten Jahren auf 3 v H. erhöht, Der Pauſchalſteuerſatz Umſatzausgleichſteuer. Die noch notwendigen Veſchränkun⸗ 
wurde entſprechend erhöht. Es hatten ſich daraus allmäh⸗ gen im Warenverkehr werden durch wirtſchaftliche 
lich erhebliche Abweichungen vom Deutſchen Umſatz⸗ Maßnahmen erreicht. So iſt zum Beiſpiel die Ausfuhr ge⸗ 
ſteuerrecht ergeben. Die wichtigſte davon war die Einfüh⸗ wiſſer Waren aus dem Protektorat in das Altreich nicht 
rung der Pauſchalſteuer. geſtattet. Die Einhaltung dieſer Beſtimmung wird aber nicht 
Zu dieſer Abweichung im Umſatzſteuerrecht hatten fi) durch Z o ll behörden, ſondern durch die Polizei behörden 
auch Abweichungen in der wirtſchaftlichen Geſtaltung geſellt. überwacht. Der Verkehr mit anderen Waren iſt dadurch im 
Die Löhne und die Preiſe lagen in der Tſchechoflowakei beſtimmte Bahnen gelenkt worden, daß die beiderſeitigen 
weſentlich niedriger als im Reich. Wirtichaftsorganifationen 1 5 b 1 | 0 1 99 9 05 2 
g ö „zum Beiſpiel in eiſe, daß 9 
. 6 Angehörigen gewiſer Wiriſchaftssweige des Reichs nicht im 
Der Erlaß des Führers über das Protektorat Böhmen Protektorat tätig werden dürfen 
und Mähren vom 16. März 1939 (RGB I S. 485) lautet in Protektorat tarlg Bro 
Artikel 9: Durch dieſe Maßnahmen kann ſich der wirtſchaftliche 
„Das Protektorat gehört zum Zollgebiet des Deutſchen Verkehr zwiſchen dem Protektorat und dem Reich nunmehr 
Reichs und unterſteht ſeiner Zollhoheit.“ ohne Zollbehandlung reibungslos vollziehen. 1 
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Das jeßte aber voraus, daß auch das Um ſatzſteuer⸗ 
recht des Protektorats dem des Reichs an geglichen 
wurde. Es war notwendig, daß das Protektorat ein Umſatz⸗ 
ſteuerrecht einführte, das dem des Reichs entſpricht. Es 
mußten insbeſondere die Steuerſätze den Sätzen des 
Reichs angeglichen werden. Die Pauſchalſteuer mußte auf⸗ 
gegeben werden. Hätte man die bisherigen Steuerſätze 
beibehalten, ſo hätten die aus dem übrigen Reich gelieferten 
Waren von vornherein einen entſprechenden Preisvorſprung 
gehabt. Die induſtrielle Erzeugung des Protektorats wäre 
in die Gefahr des Erliegens gekommen. Um das zu ver⸗ 
meiden, hätte man eine Umſatzausgleichſteuer erheben 
müffen, die dem Unterſchied in der ſteuerlichen Belaſtung 
entſprach. Man hätte alſo nur für Umſatzſteuerzwecke eine 
Zollgrenze beſtehen laſſen müfſen. 


Artikel 3 Abſatz 1 des Erlaſſes des Führers über das 
Protektorat Böhmen und Mähren lautet: 


„Das Protektorat Böhmen und Mähren iſt autonom 
und verwaltet ſich ſelbſt.“ 


Die Regierung des Protektorats hat demgemäß ein neues 
Umſatzſteuerrecht für das Protektorat geſchaffen. Dieſes Um⸗ 
ſatzſteuerrecht entſpricht in allen weſentli chen 
Punkten dem Reichsrecht. 


3. Die ſachliche Rechtsangleichung 

Das neue Umſatzſteuerrecht des Protektorats iſt in 
zwei Regierungsverordnungen enthalten. Die 
„Regierungsverordnung vom 25. September 1940 über die 
Umſatzſteuer“ (Sammlung der Geſetze und Verordnungen 
des Protektorats Böhmen und Mähren S. 767 Nr 314) ent⸗ 
ſpricht dem Umſatzſteuer geſetz. Die „Regierungsverord⸗ 
nung vom 25. September 1940, womit weitere Beſtimmun⸗ 
gen über die Umſatzſteuer erlaſſen werden (Zweite 
Umſatzſteuerverordnung)“ (Sammlung der Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen des Protektorats Böhmen und Mähren S. 801 
Nr 315), entſpricht den Durchführun gsbeſtim⸗ 
mungen zum Umſatzſteuergeſetz. 


Die Verordnungen erſtrecken ſich nur auf die Liefe⸗ 
rungen, die ſonſtigen Leiſtungen und den 
Eigenverbrauch. Sie erſtrecken ſich nicht auf die 
Umſatzausgleichſteuer. Die Umſatzausgleichſteuer iſt 


durch Reichsverordnung im Protektorat ein geführt wor⸗ 


den. Hinweis auf § 3 Ziffer 12 der Verordnung über Zölle, 
Verbrauchſteuern und Monopole im Protektorat Böhmen 
und Mähren vom 16. September 1940 (RG Bl 1 S. 1238). 
Die Umſatzausgleichſteuer wird dieſer Verordnung gemäß im 
Verfahren nach der Reichsabgabenordnung erhoben. Sie 
wird an der Auslandsgrenze des Protektorats durch Be⸗ 
hörden der Neichsfinanzberwaltung, im Innern des Pro⸗ 
tektorats im Auftrag des Reichs durch Protektoratsbehörden 


verwaltet. Hinweis auf die Verordnung über den Aufbau 


der Verwaltung der Zölle, Verbrauchſteuern und Monopole 
im Protektorat Böhmen und Mähren vom 16. September 
1940 (RGBI 1 S. 1240). 


Die Umſatzſteuer auf die Lieferungen, die ſonſtigen 
Leiſtungen und den Eigenverbrauch wird von der Finanz⸗ 
verwaltung des Protektorats nach dem Ve rfab- 
rensrecht des Protektorats erhoben. 


Das ſachliche Umſatzſteuerrecht des Protektorats ent- 
ſpricht jetzt nahezu völlig dem ſachlichen Umſatzſteuerrecht des 
Reichs. Abweichungen finden ſich nur in Fällen, in denen 
das Umſatzſteuerrecht auf andere Rechtsgebiete Bezug nimmt. 
Es entſpricht zum Beiſpiel Artikel 26 der Zweiten Regie⸗ 
rungsverordnung dem $ 38 USt D (Steuerbefreiungen für 
Sozialverſicherungen). Der Inhalt beider Beſtimmungen 
weicht aber ziemlich ſtark voneinander ab. Es liegt das 
daran, daß das ſoziale Fürſorge⸗ und Verſicherungsweſen im 
Protektorat ganz anders geſtaltet iſt als bei uns. Ahnliche 
Abweichungen finden wir zum Beiſpiel bei der Befreiung 
des Beförderungsverkehrs. Dieſe Angelegenheit iſt bei uns 
im § 4 Ziffer I USt und im § 34 USt DDB geregelt. Die 
entſprechende Regelung im Protektoratsrecht finden wir im 
§ 4 Ziffern 16 bis 18 der Erſten Regierungsverordnung und 
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im Artikel 31 der Zweiten Regierungsverordnung. Die 
Regelung läuft in beiden Fällen im weſentlichen auf das 
gleiche hinaus, mußte aber im Protektoratsrecht anders ge⸗ 
ſtaltet werden, weil die dortige Beförderungſteuer nicht der 
unſeren entſpricht. 


Andere Abweichungen ſind ſelbſtverſtändliche Ergän⸗ 
zungen, die ſich aus der Verſchiedenheit der ſtaatlichen 
Organiſation ergeben. So iſt zum Beiſpiel entſprechend 
unſerem § 31 UStDB in Artikel 23 der Zweiten Regie⸗ 
rungsverordnung neben der Reichspoſt auch die Poſt des 
Protektorats Böhmen und Mähren innerhalb ihrer eigent⸗ 
lichen Aufgabengebiete von der Umſatzſteuer befreit. Oder: 
Die unſerem § 18 (Öffentliche Gewalt) entſprechende Vor⸗ 
ſchrift finden wir in Artikel 37 der Zweiten Regierungsver⸗ 
ordnung. Dort iſt neben dem Reich auch das Protektorat 
Böhmen und Mähren als eine öffentlich-rechtliche Körper⸗ 
I genannt, die in der Lage ift, öffentliche Gewalt aus⸗ 
zuütben. 0 


4. Unterſchiede 


Weſentliche Unterſchiede finden wir dagegen im Be- 
ſteuerungsverfahren. Das Steuerrecht des Pro⸗ 
tektorats kennt keine Zuſammenfaſſung des allgemeinen 
Steuerrechts und des Steuerverfahrensrechts ſowie des 
Steuerſtrafrechts, wie es unsere Ab gabenordnung 
enthält. Jedes einzelne Steuergeſetz enthält Verfah⸗ 
rend und Strafvorſchriften. Solche mußten deshalb auch 
in die Umſatzſteuerverordnungen des Protektorats eingefügt 
werden. Diefe find infolgedeſſen ſehr viel umfang⸗ 
reicher als unſer Geſetz mit den Durchführungsbeſtim⸗ 
mungen. So finden wir eingehende Vorſchriften über die 
Haftung, über die Entſtehung der Steuerpflicht, den An⸗ 
ſpruch auf die Steuer, über die Bemeſſung und Einhebung 
der Steuer, über Berufung, Einbringung und Sicherſtellung 
der Steuer, Beſtimmungen über die Verjährung, über die 
Mitwirkung der öffentlichen Behörden, der Gemeinden, der 
Unternehmervereinigungen und anderer Perſonen und 
Strafbeſtimmungen. 


Eine Anzahl der Beſtimmungen, die bei uns in den 
Durchführungsbeſtimmungen enthalten find, 
hat das Protektorat in die Erſte Re gierungsver⸗ 
ordnung übernommen, die unſerem Geſetz entſpricht. Es 
ſind das insbeſondere die Beſtimmungen, in denen unſere 
Durchführungsbeſtimmungen beſondere Steue EDIBIFTR L- 
ungen enthalten. Dieje find faſt ausnahmslos in den 84 
der Erſten Regierungsverordnung übernommen, der die Be⸗ 
freiungsvorſchriften enthält. So finden wir dort zum Bei⸗ 
ſpiel in Ziffer 24 die Befreiung der im öffentlichen Inter- 
eſſe geführten ſtaatlichen uſw. Theater. Dieſe Befreiung 
iſt bei uns im 8 43 USt D enthalten. Auch die Parten- 
kirchener Verordnung ($ 81 USt B) iſt in die 
Erſte Regierungsverordnung übernommen. Sie begegnet 
uns dort an verſchiedenen Stellen, ſo zum Beiſpiel bei den 
Steuerbefreiungen (8 4 Ziffer 1) für die Veräußerung eines 
Unternehmens an Abkömmlinge, Stiefkinder oder deren Ab⸗ 
kömmlinge. Für die anderen Fälle, in denen der Sleuerſatz 
von ½ b. H. angewendet wird, findet ſich die Regelung des 
Protektorats in der die Steuerſätze behandelnden Vorſchrift 
des 8 10, und zwar im Abſatz 7. 


Was das Verfahren ſelbſt angeht, ſo beſteht ein 
weſentlicher Unterſchied. Das Protektorat hat das 
Voranmeldungs verfahren nicht eingeführt. 
Zwar müſſen die Unternehmer in der gleichen Weiſe wie 
bei uns Vorauszahlungen entrichten. Sie ſind aber 
nicht verpflichtet, in der gleichen Weiſe Voran mel⸗ 
dungen abzugeben. Es bleibt abzuwarten, ob ſich das 
bewährt. Es beſteht die Gefahr, daß die Protektoratsbehör⸗ 
den keine Gelegenheit haben, die ordnungsmäßige Entrich⸗ 
tung der Vorauszahlungen im Laufe des Kalenderjahrs zu 
überprüfen. 


5. Inland 


Tie Gleichheit, die nunmehr umſatzſteuerlich zwi⸗ 
ſchen dem Protektorat und dem übrigen Reichsgebiet beſteht, 


ermöglicht es, das Gebiet des Großdeutſchen Reichs umſatz⸗ 
ſteuerlich als ein Gebiet, das Inland im Sinn des 
Umſatzſteuergeſetzes, anzuſehen. § 1 Abſatz 1 Sätze 1 und 2 
USt lauten mit Wirkung ab 1. Oktober 1940: 


„Inland iſt das Reichsgebiet (das Gebiet des Groß— 
deutſchen Reichs einſchließlich des Protektorats Böhmen 
und Mähren) mit Ausnahme der Zollausſchlüſſe (zum 
Beiſpiel der Freihäfen und des Dreiſeemeilengebiets). 
Ausland iſt das Gebiet, das danach nicht Inland iſt.“ 
Es iſt daran neu, daß das Protektorat, das auch bis— 
her ſchon zum Reichsgebiet gehörte, aber Zollausſchluß war, 
nunmehr zum umſatzſteuerlichen In land rechnet. 


Für die Unternehmer im bisherigen umſatz⸗ 
ſteuerlichen Inland hat das die folgenden Wirkungen: 


1. Die Lieferungen aus dem übrigen Reichsgebiet in 
das Protektorat unter Verſendung durch Beförderungs— 
unternehmer ſind ab 1. Oktober 1940 nicht mehr als 
Ausfuhrlieferungen ſteuerfrei und nicht mehr ver- 
gütungsfähig. Lieferungen, die vor dem 1. Ofto- 
ber 1940 ausgeführt worden find, find jedoch bei Vor: 
liegen der ſonſtigen Vorausſetzungen als ſteuerfreie und 
verguütungsfähige Ausfuhrlieferungen anzuſehen, gleich— 
gültig, ob der Unternehmer ſeine Umſätze nach verein— 
nahmten Entgelten (Iſt) oder nach bewirkten Leiſtungen 
(Soll) verſteuert. 

Das Verbringen von Gegenſtänden in das Protek 

torat zwecks gewerblicher Verwendung im eigenen Unter⸗ 

nehmen iſt ab 1. Oktober 1940 nicht mehr vergü⸗ 
tungsfähig. 

3. Steuerfreiheit für Einfuhranſchlußlieferun⸗ 
gen iſt für Gegenſtände der Freiliſte 2, die aus dem 
Protektorat eingeführt wurden, beim Vorliegen der ſon— 
ſtigen Vorausſetzungen nur noch dann zu gewähren, 
wenn die Gegenſtände vor dem 1. Oktober 1940 

eingeführt worden find. 


Für die Unternehmer im Protektorat treten die ent— 
ſprechenden Folgerungen ein. Insbeſondere entfällt auch bei 
ihnen die Steuerfreiheit für Lieferungen in das übrige 
Reichsgebiet, die bisher Ausfuhr waren. 


b 


tracht kommen. 


6. Zuſtändigkeit 

Den im Abſchnitt 5 wiedergegebenen Wortlaut des § 1 
Abſatz 1 USt DB finden wir im gleichen Wortlaut auch in 
Artikel 1 der Zweiten Regierungsverordnung des Protek— 
torats. Es gelten demgemäß zwei inhaltlich überein⸗ 
ſtimmende Um ſatzſteuerrechte, die beide das 
Gebiet des Großdeutſchen Reichs als das „Inland“ an⸗ 
ſehen. Es iſt aber nicht beabſichtigt, die Umſätze jedem 
der beiden Rechte gemäß, alſo doppelt, zu beſteuern. 
Deshalb ſchreibt 8 1 Abſatz 3 USt vor, daß die Vor⸗ 
ſchriften des Deutſchen Umſatzſteuergeſetes und der 
Durchführungsbeſtimmungen nur auf die U mſätze anzu⸗ 
wenden ſind, für deren Beſteuerung ein Finanzamt zu⸗ 
ſtändig iſt, das nicht im Protektorat Böhmen und Mähren 
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liegt. § 33 Abſatz 1 der Erſten Regierungsberordnung 
ſchreibt entſprechend vor, daß die Vorſchriften dieſer Ver⸗ 
ordnung und der dazu ergangenen weiteren Regierungs⸗ 
verordnung nur auf die Um ſätze anzuwenden find, für 
deren Beſteuerung eine auf dem Gebiet des Pro⸗ 
teftorats Böhmen und Mähren befindliche Bentej- 
ſungsbehör de zuſtändig iſt. 

Es ergibt ſich daraus das folgende: Ein Unternehmer, 
der ſeinen Sitz in Karlsbad hat, muß alle Umſätze, die er 
im Gebiet des Großdeutſchen Reichs ausführt, beim Finanz: 
amt in Karlsbad verſtenern. Das gilt auch für die 
Umſätze, die er im Protektorat, zum Veiſpiel in Prag, 
ausführt. Ein Unternehmer, der ſeinen Sitz in Prag hat, 
muß alle Umſätze, die er im Gebiet des Großdeutſchen 
Reichs ausführt, bei der Bemeſſungsbehörde in Prag ver— 
ſteuern. Das gilt auch für die Umſätze, die er außer ⸗ 
halb des Protektorats im Reich, zum Beiſpiel in Berlin, 
ausführt. Das Finanzamt in Berlin darf die Umſätze dieſes 
Unternehmers nicht heranziehen. Die Bemeſſungsbehörde in 
Prag darf die Umſätze des Karlsbaders Unternehmers nicht 
heranziehen. 

Dieſe Regelung kann nur befriedigend arbeiten, wenn 
die Zuſtändigkeitsvorſchriften des Reichs und 
des Protektorats übereinſtimmen. Das iſt der Fall. 
Die für die Umſatzſteuer entſcheidenden Vorſchriften der 
Reichsabgabenordnung über die Zuſtändigkeit find in Ar- 
tikel 59 der Zweiten Regierungsverordnung übernommen. 

Der Unternehmerbegriff des Protektoratsrechts 
ſtimmt ebenfalls mit unſerem Recht überein. Wir finden den 
§2 USt im 8 6 der Erſten Regierungsverordnung wieder, 
den § 17 USt DB im Artikel 36 der Zweiten Regierungs⸗ 
verordnung. Die Organſchaft iſt damit ebenfalls 
gleichmäßig geregelt. Eine in Berlin anſäſſige Organ⸗ 
geſellſchaft eines Pilſener Unternehmers gehört demgemäß 
in die Zuſtändigkeit der Bemeſſungsbehörde in Pilſen. Der 
Pilſener Unternehmer muß die Berliner Umſätze der Organ⸗ 
geſellſchaft in Pilſen verſteuern. Das entſprechende gilt 
ſelbſtverſtändlich für Zweigniederlaſſungen. 

Tie beſtehende Regelung iſt in ihrem Aufbau 
— zwei Umſatzſteuerrechte, deren Wirkungsbereich ſich über 
das ganze Gebiet des Großdeutſchen Reichs erſtreckt — nicht 
ganz einfach. Sie iſt aber in ihrer Wirkung einfach. 
Man hätte den rechtlichen Aufbau auch in der Weiſe vor⸗ 
nehmen können, daß jedes Gebiet ſeinen eigenen In⸗ 
landsbegriff gehabt hätte. Für das Protektoratsrecht wäre 
Inland das Protektorat, für das übrige Reich wäre das 
übrige Gebiet Inland geworden. Dann hätten aber alle 
Unternehmer, die in beiden Gebieten Umſätze ausführen, 
in beiden Gebielen je beſondere Umſatzſteuererklärungen 
abgeben und Umſatzſteuerzahlungen entrichten müſſen. Es 
gibt ſchon jetzt viele Unternehmer, die in beiden Gebieten 
tätig werden. Das gilt insbeſondere für den Sudetengau 
und das Protektorat. Es wird künftighin noch mehr Unter⸗ 
nehmer geben, die in beiden Gebieten Umſätze ausführen. 
Es iſt der Sinn des einheitlichen Zollgebiets, das Gebiet des 
Großdeutſchen Reichs zu einem einheitlichen Wirt⸗ 
ſchaftsgebiet werden zu laſſen. Damit wäre es nicht 
zu vereinbaren, wenn alle in beiden Gebieten tätigen 
Unternehmer mit zwei Umſatzſteuer verwaltungen 
zu tun hätten. Es würden ſich überdies die Vorſchriften des 
lunſatzſteuerrechts über den Geſamtumſatz nicht oder 
nur unter erheblichen verwaltungsmäßigen Schwierigkeiten 
(umfaſſendes Kontrollſyſtem) haben durchführen laſſen. 
Außerdem hätten die beſtehenden Beſtimmungen über die 
Ausfuhr geändert werden müſſen. Man hätte die Aus⸗ 
fuhr zwiſchen den beiden Reichsteilen für ſteuerpflichtig, die 
Ausfuhr in dritte Gebiete aber für ſteuerfrei erklären 
müſſen. Es hätte ein dritter Sebtetsbegriff neben 
dem beſtehenden Julands- und dem beſtehenden Auslands- 
begriff gebildet werden müſſen. 


7. Steuergläubiger . 

Der Regelung der Zuſtändigkeit entſpricht die Steuer⸗ 
gläubigerſchaft. Tie Steuerverwaltung, die zur Erhebung 
der Steuer zuſtändig iſt, erhält auch haushalts-⸗ 
mäßig die Steuereinnahmen. Die Steuer, die der 


mr 
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Unternehmer in Prag entrichtet, erhält das Protektorat. Es 
kommt nicht darauf an, ob die Umſätze, die zu den Steuern 
geführt haben, im Protektorat oder außerhalb desſelben 
ausgeführt wurden. Es fehlt deshalb an Vorſchriften über 
den Finanzausgleich. 


8. Verwaltungsmäßiges 

Gleichmäßigkeit der Beſteuerung iſt für die Um⸗ 
ſatzſteuer nicht nur ein Erfordernis der ſteuerlichen Ge⸗ 
rechtigkeit. Es iſt auch aus wirtſchaftlichen 
Gründen erforderlich. Ungleichmäßige Handhabung der Nor: 
ſchriften kann zu Wettbewerbs verlagern ngen 
führen, die wirtſchaftspolitiſch unerträglich wären. Die Um— 
ſatzſteuer iſt deshalb nur dann reibungslos durchzuführen, 
wenn neben der Einheitlichkeit der rechtlichen Grundlagen 
auch Einheitlichkeit in der Handhabung be⸗ 
ſteht. Dieſe Einheitlichkeit in der Handhabung wird bei uns 
durch die oberſte Sachleitung des Reichsminiſters der Finan⸗ 
zen und die Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs erreicht. Es 
wird Vorſorge getroffen, daß die Einheitlichkeit der Ver- 
waltungshandhabung nicht dadurch leidet, daß die Steuer⸗ 
verwaltung des Protektorats ſelbſtändig iſt und ein eigenes 
Rechtsmittelverfahren hat. 


Die Einbeziehung des Protektorats in das Umſatzſteuer— 
liche Inland und die Zuſtändigkeitsregelung werden es mit 
ſich bringen, daß eine Reihe von Betrieben, die bisher von 
Reichsfinanzämtern zur Umſatzſteuer veranlagt wurden, 
nunmehr im Protektorat beſteuert werden und umgekehrt. 
Dieſe Betriebe wechſeln mit ihrer Zuſtändigkeit 
auch den Steuergläubiger. Da die Finanzverwaltungen des 
Reichs und des Protektorats nicht Zweige einer und der⸗ 
ſelben Verwaltung, ſondern verſchiedene Verwaltungen ſind, 
werden die Umſatzſteuerakten beim Wechſel der Zu⸗ 
ſtändigkeit nicht an die nunmehr zuſtändige Behörde abge⸗ 
geben. Jedoch gibt die bisher zuſtändige Behörde der nun- 
niehr zuſtändigen Behörde eine Mitteilung über den 
Wechſel der Zuſtändigkeit. Dieſe Mitteilung ſoll alle Angaben 
enthalten, die für die Bearbeitung des Steuerpflichtigen 
durch die neue Behörde erforderlich ſind. 


Der Schriftwechſel zwiſchen den beiden Behörden 
wird nicht unmittelbar geführt, ſondern durch Vermit⸗ 
telung der Oberfinanzpräſidenten auf der einen Seite 
und der Finanzlandesdirektion auf der anderen Seite. 


9. Ilbergangsvorſchriften 

Die in den obigen Abſchnitten behandelten Neuerun— 
gen im Wortlaut des $ 1 USt find enthalten in der 
Verordnung zur Anderung der Durchführungsbeſtimmun— 
gen zum Umſatzſteuergeſez vom 8. September 1940 
(MED I S. 1245, RStBl S. 841). Wir finden dort noch 
weitere Anderungen der Durchführungsbeſtimmungen, die 
wir im folgenden Abſchuitt behandeln werden. § 2 der Ver: 
ordnung enthält die übergangsvorſchriften. 


Dieſe unterscheiden ſich von den bisher bei 
Anderungen der Durchführungsbeſtimmungen üblichen Vor⸗ 
ſchriften. Bisher wurde für die Anwendung des neuen Rechts 
unterſchieden, ob der Unternehmer nach verein nahm 
tem oder nach vereinbarten Entgelten verſteuert. Die 
Anwendung des neuen Rechts hing davon ab, ob das Ent— 
gelt in dem einen Fall vor oder nach dem Stichtag verein: 
nahmt, in dem anderen Fall vor oder nach dem Stichtag 
vereinbart war. Dieſe Regelung iſt praktiſch, wenn ſich 
die Steuerſätze ändern. Bei Unternehmern, die nach den 
vereinbarten Entgelten verſteuern, kommt es dann nur auf 
den Tag der Vereinnahmung an, nicht aber auf den Tag, 
an dem die Lieferung oder die ſonſtige Leiſtung bewirkt iſt. 
Bei Unternehmern, die nur Einnahmeaufzeichnungen führen, 
entfallen dadurch alle Schwierigkeiten, die ſich an den Nach⸗ 
weis knüpfen, wann die Leiſtung bewirkt wurde. Im bor- 
liegenden Fall werden durch die Rechtsänderung außerhalb 
des Protektorats nur Unternehmer betroffen, die Lieferun⸗ 
gen in das Protektorat ausführen. Es iſt das nur ein Bruch: 
teil der Gefamtſumme aller Unternehmer. Es find in der 
Regel Unternehmer mit ordnungsmäßiger Buchführung, bei 
denen es keine Schwierigkeiten macht, den Tag der Lieferung 


oder der ſonſtigen Leiſtung feſtzuſtellen. Die Übergangs⸗ 
beſtimmungen ſchreiben deshalb vor, daß das vor dem 1. Ok. 
tober 1940 geltende Recht auf die Lieferungen und die 
ſonſtigen Leiſtungen anzuwenden iſt, die vor dem 1. Oktober 
1940 bewirkt wurden. Das Recht des Protektorats enthält, 
der dortigen ſtändigen Übung folgend, eine entſprechende 
Vorſchrift. 

Eine ſolche Vorſchrift war diesmal auch noch aus dem 
folgenden Grund erwünſcht. Unternehmer, die im Pro— 
teftorat durch eine Zweigniederlaſſung oder Organgeſell— 
ſchaft liefern, wurden bisher im Prote ktorat zu der 
dort bisher ſchon geltenden Umſatzſteuer herangezogen. Wenn 
die dortige Niederlaſſung nach dem Soll verſteuert, was als 
Folge des bisherigen Rechts oft vorkam, die Hauptnieder— 
laſſung im Reich aber nach dem Iſt verſteuert, ſo hätte ſich 
bei Übergangsbeſtimmungen der bisherigen Art in manchen 
Fällen eine doppelte Veſteuerung eines und desſelben 
Umfages ergeben. Das iſt durch die jetzige Regelung ver- 
mieden worden. 

Die bürgerlich rechtlichen Übergangsbeſtim— 
mungen entſprechen im weſentlichen dem bisher üblichen. 
Es ergibt ſich aus ihnen insbeſondere das folgende: 

Lieferungen aus dem übrigen Reichsgebiet in das Pro— 
tektorat find nach dem 30. September 1940 nicht mehr als 
Ausfuhrlieferungen ſteuerfrei. Wenn der Vertrag über eine 
ſolche Lieferung vor dem 1. Oktober 1940 abgeſchloſſen 
wurde, iſt der Lieferer berechtigt, einen Zuſchlag zum 
Enigelt in der Höhe der Steuer zu verlangen. Der Em p⸗ 
fänger einer ſolchen Lieferung iſt nach der Verordnung 
der Protektoratsregierung verpflichtet, dieſen Zuſchlag zu 
gewähren. Durch den Zuſchlag darf aber der Höchſt⸗ 
preis, der für den Warenverkehr mit dem Protektorat 
durch die Verordnung vom 21. März 1940 — NG S. 569 
— feſtgeſetzt iſt (d. i. höchſtens der Preis, der im Waren⸗ 
verkehr innerhalb des übrigen Reichsgebiets zuläſſig iſt), 
nicht überſchritten werden. 2 

Lieferungen aus dem Prokektorat in das übrige Reichs- 
gebiet ſind nach dem 30. September 1940 nach Protektorats⸗ 
recht ebenfalls nicht mehr als Ausfuhrlieferungen ſteuerfrei. 
Wenn der Vertrag über eine ſolche Lieferung vor dem 1. Ok⸗ 
tober 1940 abgeſchloſſen wurde, iſt der Lieferer berech⸗ 
tigt, einen Zuſchlag zum Entgelt in der Höhe der Steuer 
zu verlangen, ſoſern keine abweichenden Veinbarungen be- 
ſtehen. Der Empfänger der Lieferung im übrigen 
Reichsgebiet it verpflichtet, dieſen Zuſchlag zu gewä hren. 
Durch den Zuſchlag darf aber der Höchſtpreis, der fiir 
den Warenverkehr im Protektorat durch die Verordnung 
des Vorſitzenden der Protektoratsregierung vom 20. Juli 
1939 (Sammlung der Geſetze und Verordnungen 1939 
Nr 175) feſtgeſetzt iſt (das iſt der Preis nach dem Stand 
vom 20. Juni 1939), nicht überſchritten werden. 


10. Die ſunſtigen Anderungen 

Die ſonſtigen Anderungen der Durchführungsbeſtim⸗ 
mungen (§ 1 Ziffern 2 bis 5 der Anderungsderordnung) 
ſind entweder redaktioneller Natur oder arbeiten 
eine ſchon beſtehende Verwaltun gsanordnung in 
den Wortlaut ein. 

So ſind die Gemeinden Danzig, Goten hafen 
und Memel in das Verzeichnis der Seehafenpläte aufge⸗ 
nommen worden. Dieſe Orte werden ſchon ſeit einiger Zeit 
auf Grund von Verwaltungserlaſſen als Seehafenplätze be- 
handelt. 

Bei der Beſtimmung über den Lo hnveredelungs⸗ 
verkehr für ausländiſche Rechnung (8 26 USt Do) iſt 
als Vorausſetzung für eine ſteuerfreie Lohnveredelung ein⸗ 
gefügt worden, daß der Auftra ageber außerhalb 
des Reichsgebiets anſäſſig ſein muß. Das entſpricht 
ſchon der bisherigen Verwaltungshandhabung und iſt nur 
zur Klarſtellung eingefügt worden. 

Die Anderungen in 8 1 Zifſern 4 und 5 dienen nur der 
Anpaſſung an Rechtsänderungen, die ſich inzwiſchen an dem 
Recht ergeben haben, auf das das Umſatzſteuerrecht bei den 
Steuerbefreiungen für Heimarbeiter und für Sied: 
lungen Bezug nimmt. 
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1. Einführung 

Einleitend will ich kurz die Entwicklungs- 
geſchichte der öſterreichiſchen Immobiliargebühr und der 
reichsdeutſchen Grunderwerbſteuer ſchildern. 

In Oſterreich kannte das alte Stempelgeſetz vom 
Jahre 1840 noch keine Gebühren für Übertragungen un⸗ 
beweglicher Sachen. Dieſe wurden erſt mit dem grundlegen⸗ 
den Geſetz und ſeinem Tarif vom Jahre 1850 eingeführt. 
Die Immobiliargebührenvorſchriften wurden durch die No- 
vellen von 1890 und 1898 weiter ausgebaut. Aber erſt das 
Geſetz vom 18. Juli 1901 regelte die Gebühren des geſamten 
Immobiliarverkehrs. Dieſes Geſetz und das Allgemeine 
Gebührengeſetz mit dem Tarif von 1850 beſtanden in ihren 
grundſätzlichen Regelungen bis zur Einführung der Grund⸗ 
erwerbſteuer in der Oſtmark. Die Novelle von 1901 war 
wohl ein ſelbſtändiges Geſetz, doch fanden darin die Im⸗ 
mobiliargebühren nicht eine ſolche erſchöpfende und abſchlie⸗ 
zende Regelung wie die Grunderwerbſteuer im Grund⸗— 
erwerbſteuergeſetz. Nach 1901 erſchienen bis zum Umbruch 
in der Oſtmark noch zahlreiche neue Einzelbeſtimmungen. 
Die große Anzahl von Geſetzen, Verordnungen, Minifterial- 
erläſſen und nicht zu vergeſſen die durch das ehrwürdige 
Alter des Gebührengeſetzes bedingten unzähligen Erkennt⸗ 
niſſe des Verwaltungsgerichtshofs erſchwerten in erheblichem 
Umfang die Praxis. 

In Deutſchland beſtanden in den einzelnen Bun— 
desſtaaten ſchon frühzeitig verſchiedene Formen einer Grund— 
wechſelabgabe. Als Reichsſteuer wurde die Grundwechſel— 
abgabe durch das Reichsſtempelgeſetz vom Jahr 1909 ein- 
geführt. Das Reichsſtempelgeſetz brachte aber nicht die 
Vereinheitlichung in der Grundwechſelbeſtenerung; denn es 
blieb noch das Beſteuerungsrecht der Länder und Gemein— 
den aufrechterhalten. Nach dem Weltkrieg wurde das Reichs— 
ſtempelgeſetz in ſeine einzelnen Beſtandteile aufgelöſt und 
es erſtand das Grunderwerbſteuergeſetz vom Jahr 1919. 
Dieſes Geſetz erfuhr manche Ergänzungen und erhielt im 
Jahr 1927 eine neue Faſſung. Wichtige Anderungen wur— 
den noch wegen des Reichsbewertungsgeſetzes im Jahr 1930 
und wegen des Steueranpaſſungsgeſetzes im Jahr 1934 vor⸗ 
genommen. 

Das nunmehr geltende Grunderwerbſteuer⸗ 
geſetz vom 29 März 1940 enthält gegenüber dem früheren 
Geſetz weſentliche Anderungen und zugleich bedeutende Ver— 
einfachungen. Der große Vorteil des Grunderwerbſteuer— 
geſetzes gegenüber den bisherigen öſterreichiſchen Immobi— 
liargebührenvorſchriften liegt in der Zuſammenfaſſung der 
geſamten Stenermaterie in einem Geſetz ſamt Durchfüh⸗ 
rungsverordnung. 


2. Grundſtücksbegriff 

Nach § 2 GrStG in der Oſtmarkfaſſung, das iſt nach 
§ 21, ſind unter Grundſtücken im Sinn des Geſetzes 
Grundſtücke im Sinn des öſterreichiſchen bürgerlichen Rechts 
zu verſtehen. Das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch enthält 
feine Begriffsbeſtimmung für Grundſtücke. Im Sinn des 
BOB kann man unter einem Grundſtück einen räumlich 
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8. Erwerb zur Rettung eines Grundpfandrechts, 
9. Beſteuerungsgrundlage, 

10. Steuerberechnung, 

11. Steuerſchuld, 

Erſtattung der Steuer, 

Die Durchführungsverordnung, 
Schlußbemerkung. 
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abgegrenzten Teil der Erdoberfläche verſtehen, der in der 
Regel als Grundſtückskörper oder als deſſen Beſtandteil in 
einer Grundbuchseinlage eingetragen iſt. 

Im öſterreichiſchen Gebührenrecht war Gegen— 
ſtand der Immobiliargebühr die übertragung unbeweg⸗ 
licher Sachen. Das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch 
verſteht darunter Sachen, die ohne Verletzung der Subſtanz 
nicht an eine andere Stelle verſest werden können. Solch 
unbewegliche Sachen find Grundſtücke mit der Unter- und 
Oberfläche. Zur Oberfläche gehört alles, was mit dem 
Grundſtück derart organiſch oder mechaniſch verbunden iſt, 
daß es dadurch dauernder Beſtandteil des Grundſtücks ge⸗ 
worden iſt, z. B. Bäume und Gebäude. Grundſtücksbeſtand⸗ 
teile ſind aber nicht nur Gebäude, ſondern auch deren Be⸗ 
ſtandteile. Unter Gebäudebeſtandteilen verſteht das öſter⸗ 
reichiſche bürgerliche Recht Sachen, die einem Gebände der⸗ 
art feit eingefügt werden, daß fie ohne teilweiſe oder gänz⸗ 
liche Zerſtörung nicht wieder entfernt werden können, oder 
die zur Herſtellung, das heißt zu einer ſolchen Ausſtattung 
des Gebäudes dienen, die zu feiner Zweckbeſtimmung erfor⸗ 
derlich iſt, z. B. Jenſter, Türen, Gas-, Waſſer⸗, Elektrizitäts. 
anlagen, Rolläden, Zentralheizungen. Grundſtücke im Sinn 
des Grunderwerbſteuergeſetzes ſind demnach Grundſtücke 
und deren hier bezeichnete Beſtandteile, das ſind die noch \ 
nicht abgetrennten Erzeugniſſe des Bodens, die Gebäude und 
die Gebäudebeſtandteile. Alle dieſe Beſtandteile find nach 
dem ABGB auch Zugehör und Zuwachs. Nach öſterreichiſch 
bürgerlichem Recht ſind aber nicht nur die eben erwähnten 
Beſtandteile unbewegliche Sachen, ſondern als Zugehör 


F 
und ſohin als unbeweglich werden aud die 1 
Nebenſachen angeſehen, die, ohne Beſtandteile der 
Hauptſache zu ſein, zum fortdauernden Gebrauch der Haupt- 1 
ſache in wirtſchaftlicher Beziehung zu ihr ſtehen, ſohin dem 
wirtſchaftlichen Zweck der Hauptſache dienen und mit ihr in 
entſprechende räumliche Verbindung gebracht ſind. Solche 


Nebenſachen ſind ſtets das Gutsinventar, der kundus ; 
instruetus, vielfach auch Maſchinen und ſonſtige Betriebs- 
vorrichtungen, ſoweit ſie nicht etwa Beſtandteile des Ger | 
bäudes find. 


Das öſterreichiſche bürgerliche Gesetzbuch ſaßt ent⸗ 
ſprechend der zu ſeiner Entſtehungszeit herrſchenden Theorie 
unter Zugehör, wie ſchon ausgeführt, den Zuwachs (Beſtand: 
teile) und die Nebenſachen zuſammen; die neuere Lehre be⸗ 
ſchränkt jedoch den Begriff des Zugehörs, dann meiſt Zubehör 
genannt, auf die als Nebenſachen bezeichneten Gegenſtände. 
Das öſterreichiſche bürgerliche Recht kennt ſohin Zugehör im 
weiteren Sinn des Wortes, das Beſtandteile (Zuwachs) und 
Nebenſachen umfaßt, und Zugehör im engeren Sinn des x 
Wortes, worunter uur die Nebenſachen verſtanden werden. 

Nach dem Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuch, das 
den Grundſtücksbegriff enger zieht, find bloß die Ve ⸗ 
ftandteile des Grundſtücks und Gebäudes unbeweg- 
lich, alle anderen Sachen, die dauernd dem wirtſchaftlichen 
Zweck der Hauptſache dienen, z. B. Maſchinen, Gutsinven⸗ 
tare, find bewegliche Sachen und dieſe allein werden im 
Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuch Zubehör genannt. 1 
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Das öſterreichiſche Gebührenrecht hat in Übereinſtim— 
mung mit dem öſterreichiſchen bürgerlichen Recht alle Zu— 
gehörgegenſtände, nicht nur die Beſtandteile, ſondern auch 
bloße Nebenſachen, als unbeweglich behandelt, demnach auch 
der Immobiliargebühr unterworfen. Nach dem Grund— 
erwerbſteuergeſetz werden im Einklang mit dem Deutſchen 
Bürgerlichen Geſetzbuch die Beſtandteile, nicht aber die 
Rebenſachen zum Grundſtück gerechnet; es unterliegen des— 
halb nur die Beſtandteile der Grunderwerbſteuer. Bei 
Maſchinen und ſonſtigen Betriebsvorrich⸗— 
tungen waren nach öſterreichiſchem Recht meiſt die Er— 
forderniſſe der Zugehörseigenſchaft vorhanden, ihre Mit— 
übertragung wurde deshalb von der Immobiliargebühr 
getroffen. Dieſe Maſchinen und Betriebsvorrichtungen, 
wenn ſie auch mit dem Gebäude feſt verbunden ſind, werden 
aber nach ausdrücklicher Vorſchrift des Grunderwerbſteuer— 
geſetzes nicht mehr zum Grundſtück gerechnet, ſomit nicht 
mehr der Grunderwerbſteuer unterworfen. Dies ſind wich— 
tige Anderungen gegenüber dem früheren Rechtszuſtand! 
Weiter werden nach 8 2 Mineralgewinnungsrechte, Apothe— 
kengerechtigkeiten und ſonſtige Gewerbeberechtigungen nicht 
der Grunderwerbſteuer unterzogen, mögen fie auch ſo— 
genannte radizierte Berechtigungen fein. Nach dem öfter: 
reichiſchen und Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuch gelten 
Rechte als bewegliche, wenn ſie aber mit dem Beſitz eines 
Grundſtücks verbunden ſind, als unbewegliche Sachen. 
Andere radizierte Rechte als die vorhergenannten unter: 
liegen deshalb der Grunderwerbſteuer. Nach öſterreichiſchem 
Gebührenrecht wurden Mineralgewinnungsrechte, Apothe— 
kengerechtigkeiten und ſonſtige Gewerbeberechtigungen, wenn 
ſie mit dem Beſitz eines Grundſtücks verbunden waren, als 
unbewegliche Sachen behandelt. Dies entfällt jetzt! 


Den Grundſtücken ſtehen gleich nach § 2 in der Oſtmark— 
faſſung Baurechte, Erbpachtrechte und Gebäude 
anf fremdem Grund und Boden. Auch in Oſterreich gilt 
das Baurecht, das hier allerdings nicht durch private Eigen- 
tümer beſtellt werden kann, als unbewegliche Sache und es 
unterlag die Einräumung und die Weiterübertragung des 
Baurechts der Immobilargebühr. Nach dem Grunderwerb— 
ſteuergeſetz wird aber die Steuer nur mehr von der Über- 
tragung des Baurechts gefordert. Übertragungen von 
Erbpachtrechten dürften in der Oſtmark wohl nicht mehr 
vorkommen. Gebäude auf fremdem Grund und Boden ſind 
nach öſterreichiſchem Recht bewegliche Sachen, erfahren aber 
in rechtlichen Beziehungen oft die Behandlung von unbeweg— 
lichen Sachen. Nunmehr ſtehen Gebäude auf fremdem 
Grund und Boden ſteuerlich den Grundſtücken gleich. 


3. Eigentumsübertragung an Grundſtücken 
Die Vorſchriften des öſterreichiſchen und des Deutſchen 
Bürgerlichen Geſetzbuchs über Eigentumsübertragungen an 
Grundſtücken unterſcheiden ſich weſentlich voneinander. 
Nach öſterreichiſchem Recht iſt für den Erwerb 
eines Grundſtücks Vorausſetzung: 


1. Ein Anſpruch auf den Erwerb, der Rechtstitel, der 
Rechtsgrund und 

2. die Erwerbsart, die in der rechtlichen übergabe mittels 
bücherlicher Einverleibung beſteht. Als hauptſächlichſte 
Titel zählen der Vertrag und der richterliche Ausſpruch, 
der beſonders bei der Zwangsverſteigerung in Betracht 
kommt. 

Der bloße Titel gibt in der Regel noch kein Eigentum, 
ſondern erzeugt nur ein perſönliches Recht, das heißt eine 
Schuldforderung auf übergabe. Bei der Zwangsverſteige— 
rung erwirbt aber der Erſteher ſchon durch Zuſchlag Eigen— 
tum, es genügt hier der bloße richterliche Eigentumstitel, 
die nachfolgende bücherliche Eintragung hat nur deklarative 
Bedeutung. 

Die rechtliche Übergabe iſt im öſterreichiſchen Recht kein 
ſelbſtändiges Rechtsgeſchäft, ſie ſtellt bloß einen Vollzugsakt, 
eine reine Naturalhandlung, nicht aber einen dinglichen 
Vertrag dar. Der Übereignungswille, das iſt der Wille, 
Eigentum zu geben und zu nehmen, wird nach öſterreichi— 


ſchem Recht meiſt uicht beſonders erklärt, da er genügend 
deutlich aus dem Verpflichtungsgeſchäft hervorgeht. Das: 
Titelgeſchäft ſelbſt bedarf zu ſeiner Gültigkeit in der Regel 
keiner beſonderen Form. Vorausſetzung der grund⸗ 
Dücherlichen Einverleibung des Grundſtücks jedoch iſt die 
Ausfertigung einer öffentlichen Urkunde (Notariatsakt, 
gerichtlicher Vergleich) oder einer gerichtlich bzw. notariell 
beglaubigten privaten Urkunde. Dieſe Urkunde über das 
Verpflichtungsgeſchäft muß außerdem noch einen beſtimm— 
ten im Geſetz vorgeſchriebenen Inhalt haben, vor allem den 
Rechtsgrund der Erwerbung und die ſogenannte Einverlei— 
bungsklauſel enthalten. Dieſe Klauſel beſteht in der ein— 
ſeitigen Erklärung des Veräußerers, daß der Erwerber als 
Eigentümer in das Grundbuch eingetragen werden kann. 
Enthält die Urkunde über das Titelgeſchäft keine Einver— 
leibungsklauſel oder liegt eine ſolche Urkunde überhaupt 
nicht vor, muß eine beſondere Urkunde mit dieſer Klauſel 
ausgefertigt werden, die dann „Aufſandung“ heißt. 

Nach Deutſchem Recht iſt für die Übertragung des 
Eigentums an einem Grundſtück: 


1. die Einigung und 
2. die Eintragung in das Grundbuch notwendig. 


Auf Grund des Veräußerungsgeſchäfts iſt der Verkäufer 
nur verpflichtet, dem Käufer die Sache zu übergeben und 
Eigentum daran zu verſchaffen. Zur Übereignung iſt in 
erſter Linie die Einigung, die bei der Übertragung von 
Grundſtückseigentum „Auflaſſung“ genannt wird, erforder⸗ 
lich. Die Auflaſſung iſt ein zweiſeitiger, dinglicher Vertrag, 
der durch den Willen der Parteien, Eigentum zu übergeben 
und zu übernehmen, inhaltlich beſtimmt wird. Dieſes Rechts⸗ 
geſchäft der Einigung, dieſes Erfüllungsgeſchäft, abſtrahiert 
vollſtändig vom ſchuldrechtlichen Verpflichtungsgeſchäft und 
iſt auch von deſſen Wirkſamkeit in der Regel unabhängig. 
Die Bewilligung zur grundbücherlichen Eintragung und der 
Eintragungsantrag find bloße verfahrensrechtliche Erklärun⸗ 
gen zum Unterſchied von der Einigung, die ein zweiſeitiges, 
ſelbſtändiges Rechtsgeſchäft iſt. 


4. Erwerbsvorgänge 

In Abweichung von dem früheren Grunderwerbſteuer— 

geleß, das grundſätzlich erſt den übergang des Eigentums 
ſelbſt beſteuerte, unterliegt nach dem neuen Geſetz ſchon der 
Abſchluß des Verpflichtungs geſchäfts der Steuer. 
Auch nach dem öſterreichiſchen Gebiührengeſetz war bereits 
der Abſchluß dieſes Geſchäfts gebührenpflichtig. Durch das 
ſchuldrechtliche Geſchäft, das den Rechtstitel ſchafft, wird der 
Anſpruch auf übereignung begründet. Wenn kein Verpflich⸗ 
tungsgeſchäft vorausgeht, iſt der übergang des Eigen— 
tums, z. B. der Erwerb durch Zuſchlag in der Zwangs 
verſteigerung oder der Enteignungsbeſchluß, ſteuerpflichtig. 
Eigentumserwerb bewirkt hier der Zuſchlag oder der Erlag 
der Entſchädigungſumme, wenn auch die Steuerpflicht ſchon 
durch den Enteignungsbeſchluß begründet wird. Gleiches 
galt auch im öſterreichiſchen Gebührenrecht. In dieſen zwei 
Fällen bedarf nach öſterreichiſchem Recht ausnahmsweiſe der 
Eigentumserwerb keiner grundbücherlichen Einverleibung; 
dieſe hat hier nur deklarative Bedeutung. 
, Steuerpflichtig iſt weiter die Abtretu ng eines 
Übereignungsanſpruchs, bzw. das entſprechende Verpflich— 
tungsgeſchäft. Nach öſterreichiſchem Gebührenrecht war die 
Übertragung des ſogenannten Kaufrechts auf eine unbeweg—⸗ 
liche Sache als Übertragung der unbeweglichen Sache ſelbſt 
der Immobiliargebühr unterworfen. Kaufrecht iſt das Recht 
aus einem Kaufvertrag auf Eigentumseinräumung. 

E Wenn jemand, der ein Rechtsgeſchäft über ein Grund— 
ſllick in eigenen Namen geſchloſſen hat, nachträglich 
erklärt, daß er dieſes Geſchäft fiir einen Dritten 
getätigt hat, fo wird nach öſterreichiſchem Gebührenrecht dieſe 
Erklärung als Grundſtücksübertragung des Erklärenden an 
den Dritten angeſehen. Dieſe rechtsgeſchäftliche Erklärung 
unterlag der Immobiliargebühr, abgeſehen von der Ge: 
bührenpflicht desjenigen Rechtsgeſchäfks, das der Erklärende 
im eigenen Namen abgeſchloſſen hat. Das. gleiche gilt auch 
im Grunderwerbſteuergeſetz. Nur dann wurde von dieſer 
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nachträglichen Erklärung keine Immobiliargebühr abgefor- 
dert, wenn eine vom Dritten für das betreffende Geſchäft 
ausgeſtellte und vor deſſen Abſchluß gerichtlich oder notariell 
beglaubigte Vollmacht beigebracht wurde. In dieſem Fall, 
in dem der Bevollmächtigte in eigenem Namen, aber für 
Rechnung des Vertretenen das Rechtsgeſchäft abgeſchloſſen 
hat, unterliegt jedoch nach dem Grunderwerbſteuergeſetz auch 
dieſe Abtretung des Bevollmächtigten an feinen Auftrag- 
geber der Steuer. 


Weiter unterliegt der Grunderwerbſteuer ein Rechts— 
geſchäft, das den Anſpkuch auf Abtretung der Rechte aus 
einem Angebot zum Abſchluß eines Kaufvertrages oder 
anderen Vertrages begründet. Es iſt die Abtretung ſelbſt 
ſteuerpflichtig, wenn kein den Anſpruch auf Abtretung be— 
gründendes Rechtsgeſchäft vorausgegangen iſt. Nicht aber 
das Kaufangebot iſt ſteuerpflichtig, ſondern erſt die Über— 
tragung der Rechte, die durch das Kaufangebot begründet 
werden. Die Abtretung der Rechte aus einem Kaufangebot 
war nach öſterreichiſchem Recht nicht gebührenpflichtig. 


Das öſterreichiſche Gebührenrecht kannte auch noch das 
Optionsrecht oder Kürrecht. Die Option, die weder 
im allgemeinen bürgerlichen Geſetz noch im Handelsgeſetz 
geregelt iſt, gibt das Recht, durch einſeitige Erklärung das 
Schuldverhältnis zum Käufer oder Verkäufer ſelbſt hervor— 
zurufen, und nach dieſer Erklärung den Anſpruch auf Er— 
füllung des Schuldverhältniſſes. Die Optionsgebühr traf 
ſohin den entgeltlichen Vertrag über das Recht zur Erwer— 
bung unbeweglicher Sachen durch bloße Erklärung. Sie 
betrug 6 b. H. und war der Immobiliargebühr gleichgeſtellt. 
Bei der Option wurde dann, wenn auf Grund des abgetre- 
tenen Optionsrechts die unbewegliche Sache erworben wurde, 
außer der Optionsgebühr von der übertragung des Options⸗ 
rechts noch die Immobiliargebühr von der Übertragung der 
unbeweglichen Sache ſelbſt vorgeſchrieben. Nach öſterreichi⸗ 
ſchem Recht unterlag bei der Option nicht nur die Über⸗ 
tragung, ſondern auch die Einräumung des Optionsrechts 
der ſechsprozentigen Gebühr. Nach dem Grunderwerb 
ſteuergeſetz iſt jedoch bloß die Übertragung des Optionsrechts 
ſteuerpflichtig. 


Nach Abſatz 2 des § 1 GréEStch unterliegen der Steuer 
Rechtsvorgänge, die es ohne Eigentumsübertragung einem 
anderen rechtlich oder wirtſchaftlich ermöglichen, ein Grund— 
ſtück anf eigene Rechnung zu verwerten. Dieſe 
Vorſchrift, die ſich gegen mehrere Umgehungsformen des 
Grundſtückshandels richtet, iſt im weſentlichen für die Oſt— 
mark neu. Das öſterreichiſche Gebührengeſetz kannte keine 
ſolch umfaſſenden Beſtimmungen. Ein Grundſtück auf eigene 
Rechnung verwerten iſt ein ziemlich weitumfaſſender Begriff. 
In Anlehnung an das frühere Grunderwerbſtenergeſetz 
kann man zwei Gruppen von ſolchen Rochtsvorgängen unter— 
ſcheiden: 


1. Die Ermächtigung, ein Grundſtück auf eigene Rechnung 
zu veräußern, 

2. Die Ermöglichung, über das Grundſtück wie ein Eigen— 
tümer zu verfügen. 


In der zweiten Gruppe ſpielen die Treuhandverhältniſſe 
eine beſondere Rolle. Beiden Gruppen gemeinſam iſt, daß 
kein Eigentum übertragen wird. 


In der erſten Gruppe ermächtigt nach außen hin der 
Eigentümer einen anderen bloß, das Grundſtück auf eigene 
Rechnung zu veräußern. Nach innen aber verpflichtet ſich 
der Eigentümer bereits, das Grundſtück an den Ermächtig— 
ten oder einen Dritten auf ihre eigene Rechnung und Ge- 
fahr zu veräußern. Auch nach öſterreichiſchem Recht konnte 
gegebenenfalls ein Auftrag zum Verkauf einer unbeweg— 
lichen Sache der Immobiliargebühr unterzogen werden. 


In der zweiten Gruppe wird die Übertragung der wirt— 
ſchaftlichen Verfügungsmacht von der Grunderwerbſteuer 
getroffen. Der Übernehmer erlangt ganz oder teilweiſe 
eigentumsähnliche Befugniſſe, er kann den Beſitz, die Ver⸗ 
waltung, die Nutzung des Grundſtücks, die Belaſtungs⸗ und 
Veräußerungsberechtigung eingeräumt erhalten. Der Eigen- 
tümer bleibt nach außen hin Eigentümer und verfügungs— 
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berechtigt, darf aber ſein Verfügungsrecht nicht mehr zu 
ſeinen Gunſten ausüben. Nach öſterreichiſchem Gebühren⸗ 
recht war die Übertragung der wirtſchaftlichen Macht nicht 
gebührenpflichtig. 

Über die Treuhandverhältniſſe iſt folgendes 
zu ſagen: Das öſterreichiſche Recht bezeichnet als Treu⸗ 
händer die Perſonen, die Rechte als Eigenrechte mit der Be⸗ 
ſtimmung empfangen, ſie nicht im eigenen Intereſſe zu 
gebrauchen. Das Treugut wird dem Treuhänder nur an⸗ 
vertraut. Der Stellvertreter dagegen übt nicht Eigenrechte, 
ſondern fremde Rechte aus. Der Treuhänder beſitzt wahres 
Eigentum, er hat die volle Rechtsſtellung eines Eigentümers. 
Bei ſtiller Treuhand iſt der Treuhänder nach außen, d. i. 
Dritten gegenüber, unbeſchränkter und vollberechtigter 
Eigentümer; bei offener Treuhand wirken die Beſchränkun⸗ 
gen des Trenhänders bereits nach außen. Nach öſterreichi⸗ 
ſchem Recht wird bei unbeweglichen Sachen die offene 
Treuhand nur wirkſam, wenn ſie im Grundbuch erſichtlich 
iſt, für den Treuhänder muß das Eigentum „als Treu— 
händer“ eingetragen werden. 


§ 1 Abſatz 2 findet Anwendung auf die Begründung 
und Auflöſung eines Treuhandverhältniſſes durch Über⸗ 
tragung und Rückübertragung der Verfügungsmacht und 
ſchließlich auf den Wechſel des Treugebers. Wenn A feine 
Liegenſchaft dem B zu treuen Händen übereignet, ſo bleibt 
A, der Treugeber, wirtſchaftlicher Berechtigter, der Treu⸗ 
händer B wird Eigentümer. Dieſer Eigentumsübergang 
unterliegt der Steuer bereits nach § 1 Abſatz 1. Ebenſo war 
nach öſterreichiſchem Recht von dieſer Übertragung die Im⸗ 
mobiliargebühr zu entrichten. Vereinbart jedoch der Grund⸗ 
ſtückseigentümer A mit B, daß er das Erundſtück iR 
Hinkunft nur noch als Treuhänder des B für dieſen beſitze, 
daß er deſſen Weiſungen folgen und das Grundſtück jeder⸗ 
zeit auf Verlangen herausgeben werde, jo liegt eine liber- 
tragung der wirtſchaftlichen Macht von A an B vor. A 
bleibt Eigentümer, B wird wirtſchaftlicher Berechtigter. 
Dieſe übertragung der wirtſchaftlichen Macht unterliegt der 
Steuer des Abſ. 2. Nach öſterreichiſchem Recht wurde eine 
ſolche Übertragung der wirtſchaftlichen Macht nicht von der 
Immobiliargebühr getroffen. Auch der Wechſel des Treu⸗ 
gebers iſt ſteuerpflichtig. Beteiligt ſich z. B. A an der 
Gründung einer Geſellſchaft, übereignet er ihr ſeine Liegen⸗ 
ſchaften zu treuen Händen und überträgt er dann ſpäter 
feine Treugeberſtellung auf B und dieſer weiter auf C, 10 
find die Übertragungen der Verfügungsmacht von A auf B 
und weiter auf C ſteuerpflichtig. Dieſe Übertragung unter⸗ 
lag nicht der öſterreichiſchen Immobiliargebühr.“ 

Gehört zum Vermögen einer Geſellſchaft ein inländi⸗ 
ſches Grundſtück, fo unterliegen nach § 1 Abſatz 3 die Ver 
einigungaller Anteile der Geſellſchaft in der Hand 
eines Teilhabers oder in der Hand mehrerer im Geſetz ge⸗ 
nannter Teilhaber und die Weiterübertragung 
aller Anteile bzw. die entſprechenden Verpflichtungs⸗ 
geſchäfte der Steuer. Auch dieſe Vorſchrift dient dazu, einer 
lungehung der Grunderwerbſteuer vorzubeugen. Das öſtor⸗ 
reichiſche Gebührenrecht kannte keine ſolche Beſtimmung, 
wohl aber unterlagen in Sſterreich bertragungen von Eins 
lagen einer Offenen Handelsgeſellſchaft während ihres Ve 
ſtandes, wenn ſie das Eigentum an Liegenſchaften betrafen, 
der Immobiliargebühr. 

Zu den ſteuerpflichtigen Erwerbsvorgängen gehört noch 
der Tauſchvertrag. Nach dem Grunderwerbſteuergeſetz 
unterliegt der Steuer ſowohl die Vereinbarung über die 
Leiſtung des einen als auch über die Leiſtung des anderen 
Vertragsteils. Es liegen ſohin zwei beſondere Stenerfälle 
vor. Nach öſterreichiſchem Gebührenrecht war der Tauſch⸗ 
vertrag ebenfalls gebührenpflichtig, jedoch wurden nicht zwe 
beſondere Steuerfälle, ſondern nur ein Steuerfall aun 
men nach dem Grundſatz, baß in jedem zweiſeitigen Rechts⸗ 
geſchäft der Wert nur einmal von der Gebühr getroffen 
wird. Die Bemeſſungsgrundlage für die Immobiliargebühr 
bildete deshalb bei gleichem Wert der Tauſchgrundſtücke der 
Hälftewert jeder Tauſchliegenſchaft, bei ungleichem Wert 
wurde die Immobiliargebühr letzten Endes vom Wert der 
häherwertigen Liegenſchaft bemeſſen. 
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5. Geſamthandsübergänge 

Das öſterreichiſche bürgerliche Geſetzbuch regelt als 
einzige Form der Eigentumsgemeinſchaft das Mitei gen⸗ 
tum nach Bruchteilen. Bei dieſem ideellen Bruch⸗ 
teilseigentum ſtehen jedem Eigentümer die gleichen Befug- 
niſſe an der Sache zu, er kann über ſeinen Anteil nach 
Belieben frei verfügen. Beim Eigentum zur geſamten 
Hand iſt dagegen eine Verfügung der Teilhaber über ihre 
Anteile unzuläſſig, die Verfügung des ganzen Rechts ſteht 
nur der Geſamtheit zu. Ein ſolches Geſamthandeigentum 
kommt in Oſterreich im Handelsrecht bei der Offenen 
Handelsgeſellſchaft und Kommanditgeſellſchaft vor. Aber 
auch die eheliche Gütergemeinſchaft unter Lebenden, die ſich 
formal wohl als beſchränktes Bruchteilseigentum darſtellt, iſt 
ihrem wirklichen Inhalt nach Geſamthandeigentum, weil ja 
der Teilhaber während der Gütergemeinſchaft nicht über 
ſeinen Anteil am Geſamtgut verfügen kann und nur der 
Geſamtheit die Verfügungsmacht zuſteht. Die Ehegatten 
werden zwar grundbücherliche Hälfteeigentümer einer der 
Gütergemeinſchaft unterworfenen Liegenſchaft, doch wird die 
durch die Gütergemeinſchaft erfolgte Beſchränkung des Mit⸗ 
eigentums im Grundbuch ſtets zum Ausdruck gebracht. 
Hauptſächlich werden aber dieſe Vorſchriften über die Ge⸗ 
ſamthandübergänge in der Oſtmark bei der Offenen Han— 
delsgeſellſchaft und Kommanditgeſellſchaft zur Anwendung 
kommen. 

Die §s 5 und 6 beſtimmen, daß für die Umwandlung 
von Bruchſtückseigentum oder von Alleineigentum in Ge: 
ſamthand eigentum, ebenſo wie für die Umwandlung 
von Geſamthan d eigentum in Bruchſtückseigentum oder 
in Alleineigentum inſoweit keine Steuer zu erheben iſt, 
als die Beteiligten nach der Umwandlung im gleichen Ver⸗ 
hältnis am Grundſtück berechtigt ſind wie vorher. Beim 
Übergang von einer Geſamthand auf eine andere Geſamt— 
hand gilt das gleiche. 

Im öſterreichiſchen Gebührenrecht war der Übergang 
von Grundſtücken auf eine Geſamthand nicht begünſtigt, es 
wurde die Immobiliargebühr vom vollen Wert der Liegen— 
ſchaft gefordert. Nur bei der Einbringung von Grundſtücken 
in eine Gütergemeinſchaft war die Immobiliargebühr bloß 
vom Hälftewert der eingebrachten Liegenſchaften zu ent— 
richten. Der Grundſtücksübergang von einer Geſamthand 
in das Miteigentum oder Alleineigentum wurde auch im 
öſterreichiſchen Gebührenrecht ähnlich wie im § 6 behandelt. 
Der Übergang eines Grundſtücks von einer Geſamthand auf 
eine andere Geſamthand unterlag in Sſterreich der vollen 
Immobiliargebühr. 


6. Umwandlung von gemeinſchaftlichem Eigentum in 

Flächeneigentum 

Ber Umwandlung von Miteigentum oder Geſamthand— 
eigentum in Flächeneigentum durch Naturalteilung 
gilt das früher Geſagte. In Sſterreich gab es ähnliche Vor— 
ſchriften. Wurde nämlich ein Grundſtück unter Miteigen— 
tümern geteilt oder wurde ein Grundſtück, das einer Ge— 
ſunlthand gehört, unter den Teilhabern geteilt, ſo unterlag 
die Teilung, wenn hierbei jeder Teilhaber nur ſoviel erhält, 
als ſeinem Anteil entſpricht, nicht der Immobiliargebühr, 


die nur bei Vorliegen eines Mehrerwerbs abgefordert wurde. 


Dieſe Begünſtigung trat auch bei Auflöſung einer Güter— 
gemeinſchaft oder Offenen Handelsgeſellſchaft ein. 

Hier will ich noch einen kurzen Überblick über die bis⸗ 
herige gebührenrechtliche Behandlung der Geſell— 
ſchaftsverträge und der allgemein Gütergemein: 
ſchaft unter Lebenden in Sſterreich einſchalten. 

Nach öſterreichiſchen Recht waren die Geſellſchafts⸗ 
verträge grundſätzlich gebührenpflichtig. Unter Geſellſchafts⸗ 
verträgen im Sinn des Gebührengeſetzes wurden Verträge 
teritanden, durch die zwei oder mehrere Perſonen ihre Mühe 
oder auch Sachen zu einem gemeinſamen Zweck vereinigen. 
Dei den Geſellſchaftsverträgen wurde zwiſchen inländiſchen 
Altiengeſellſchaften und Geſellſchaften mit beſchränkter Haf⸗ 
tung einerſeits und ſonſtigen Geſellſchaften unterſchieden. 
Bei erſteren wurden bei Einbringung unbeweglicher Sachen 
vurn reinen Wert der bedungenen unbeweglichen Ver— 
mögenseinlage als Geſellſchaftsgebühr 7 v. H. ge⸗ 


fordert, neben der aber keine Immobiliar gebühr 
mehr eingehoben wurde. Nach dem Grunderwerbſteuergeſetz 
unterliegt die Einbringung von Grundſtücken in Kapital- 
geſellſchaften gegen Gewährung von Geſellſchaftsrechten nur 
der ermäßigten Gebühr von 3 v. H. nebſt dem ermäßigten 
Zuſchlag von 1 b. H. Bei allen anderen Geſellſchaften, ſohin 
bei Offenen Handelsgeſellſchaften und Kommanditgeſell— 
ſchaften, iſt bei Übertragung des Eigentums unbeweglicher 
Sachen mittels Geſellſchaftsvertrags die volle Immobiliar⸗ 
gebühr zu entrichten geweſen, wenn auch der einbringende 
Geſellſchafter am Grundſtück im gleichen Verhältnis be⸗ 
teiligt war wie nach der Einbringung in die Geſellſchaft. 
Nach dem Grunderwerbſteuergeſetz dagegen tritt bei Ein- 
bringung von Grundſtücken in eine Offene Handelsgeſellſchaft 
die für den Übergang auf eine Geſamthand vorgeſehene 
Begünſtigung des § 5 in Wirkſamkeit. Die Abforderung der 
vollen Immobiliargebühr trat aber nur bei der Cinbrin: 
gung von Liegenſchaften in eine Geſellſchaft ein, nicht 
aber bei ihrem Ausſcheiden aus dem Vermögen der Geſell⸗ 
ſchaft während ihres Beſtands. In einem ſolchen Falle war 
nur dann eine Immobiliargebühr zu entrichten, wenn der 
(Geſellſchafter von der ausgeſchiedenen Liegenſchaft mehr, 
als ſeinem früheren Anteil entſprach, erhalten hatte. Den 
gleichen Standpunkt nimmt auch das Grunderwerbſtener— 
geſetz ein in der Begünſtigungsvorſchrift des § 6. Die Auf: 
löſung einer Geſellſchaft wird als Teilung aufgefaßt und 
es war inſoweit keine Immobiliargebühr zu entrichten, als 
ein Teilhaber nicht mehr erhält, als dem Wert feines An 
teils ain Geſellſchaftsvermögen entſpricht. Dieſe gleiche 
Begünſtigung findet ſich im § 7 betreffend Umwandlung 
von Geſamthandeigentum in Flächeneigentum. Der Über⸗ 
gang einer Liegenſchaft von einer Offenen Handelsgeſell— 
ſchaft auf eine andere Offene Handelsgeſellſchaft unterlag 
jedoch ſtets der vollen Immobiliargebühr zum Unterſchied 
von der Begünſtigungsvorſchrift des § 6 Abſatz 3 GréStG. 

Bei allgemeiner Güte rgemeinſchaft zwiſchen 
Ehegatten iſt bei deren Begründung von dem der Gemein— 
ſchaft unterzogenen unbeweglichen Vermögen die Immobi⸗ 
liargebühr vom halben Rohwert der unbeweglichen Sachen 
zu entrichten geweſen. Nach dem Grunderwerbſteuergeſetz 
iſt der Liegenſchaftserwerb durch einen Ehegatten bei Be— 
gründung der Gütergemeinſchaft von der Steuer befreit. 
Wird während einer allgemeinen Gütergemeinſchaft von 
einem oder von beiden Ehegatten ein Grundſtück erworben, 
war außer der Immohiliargebühr für deſſen Erwerbung 
leine weitere Immobiliargebühr für die Einbringung der 
Tiegenſchaft in die Gütergemeinſchaft zu entrichten, da die 
Einbringung auf Grund des Gütergemeinſchaftsvertrages 
von ſelbſt erfolgte. Das gleiche gilt auch nach dem Grund 
erwerbſteuergeſetz. Bei Auflöſung der Gütergemeinſchaft 
galt die Begünſtigungsvorſchrift für Teilungen, es wurde 
die Immobiliargebühr nur vom Mehrerwerb gefordert. 
Nach dem Grunderwerbſteuergeſetz wird in einem ſolchen 
Falle keine Steuer erhoben. 


7. Erwerb durch Kriegsbeſchädigte 

Die Ausuahmevorſchriften über den Erwerb durch 
ee waren dem öſterreichiſchen Gebührengeſetz 
remd. 


8. Erwerb zur Rettung eines Grundpfandrechts 

Die Begünſtigungen des Erwerbs zur Rettung eines 
Grundpfandrechts nach dem Grunderwerbſteuergeſetz finden 
ihr Gegenbild im öſterreichiſchen Geſetz betreffend Gebühren⸗ 
befreiung von Liegenſchaftserwerbungen durch Geldinſtitute. 
Der Hauptunterſchied zwiſchen den deutſchen und öſter⸗ 
reichiſchen Begünſtigungsvorſchriften iſt der, daß nach ölter- 
reichiſchem Recht nur Geldinſtitute zum Schuß ihrer 
pfandrechtlich ſichergeſtellten Forderungen bloß im 
Z.wangsverſteigerungs verfahren gebührenbegün⸗ 
ſtigt Liegenſchaften erſtehen konnten, nach dem Grund⸗ 
erwerbſtenergeſetz dagegen iſt es je de m Grundpfandgläu— 
biger unter den Vorausſetzungen des § 9 in der Zwangs⸗ 
verſteigerung oder auch durch Kaufvertrag möglich, 
zur Rettung ſeines Rechts das belaſtete Grundſtück ſteuer— 
begünſtigt zu erwerben. 
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9. Beſteuerungsgrundlage 


Nach § 10 iſt die Steuer grundſätzlich vom Wert der 
Gegenleiſtung und nur dann vom Wert des Grund⸗ 
ſt ünckss zu berechnen, wenn eine Gegenleiſtung nicht vor— 
handen oder nicht zu ermitteln iſt, dann bei Vereinigung 
oder beim Übergang aller Geſellſchaftsanteile und bei den 
entſprechenden ſchuldrechtlichen Geſchäften. . 

Nach öſterreichiſchem Recht wurde die Immobi— 
liargebühr ausnahmslos vom gemeinen Wert der 
unbeweglichen Sache berechnet. Dieſer Wert wurde beim 
Kauf und bei der gerichtlichen Verſteigerung durch den 
Kaufpreis und das Meiſtbot ſamt Nebenleiſtungen ermit— 
telt, bei allen anderen Erwerbungsarten wurde der Wert 
der unbeweglichen Sachen nach der letzten gerichtlichen 
Schätzung, in Ermangelung eines ſolchen Schätzwerts nach 
dem letzten, nicht über ſechs Jahre zurückliegenden Kauf⸗ 
preis errechnet. Wenn auch Kaufpreis, Meiſtbot, letzter 
Schätzwert und letzter Kaufpreis vorlagen, ſtand es ſowohl 
dem Steuerpflichtigen als auch der Finanzverwaltung frei, 
über einen anderen Maßſtab der Bemeſſung übereinzukom⸗ 
men oder um eine beſondere gerichtliche Schätzung anzu⸗ 
ſuchen. Nach dem Grunderwerbſteuergeſetz ruht das Schwer- 
gewicht der Wertermittlung, wie ſchon gejagt, bei den Gegen- 


leiſtungen, die nach öſterreichiſchem Recht nur beim Kauf- 


vertrag und bei der gerichtlichen Verſteigerung die Be— 
meſſungsgrundlage bilden konnten. 

Der Begriff der ſteuerpflichtigen Gegen⸗ 
leiſtung wird deshalb im Grunderwerbſteuergeſetz jo voll- 
ſtändig erfaßt wie nur möglich. Unter Gegenleiſtung ver⸗ 
ſteht man jede nur denkbare Leiſtung, die als Entgelt für 
den Erwerb des Grundſtücks gewährt wird. Der Begriff 
der Gegenleiſtung iſt bedeutend weiter gezogen als im öſter⸗ 
reichiſchen Recht der Begriff des Kaufpreiſes ſamt Neben⸗ 
leiſtungen. Gleichwie im öſterreichiſchen Gebührenrecht wird 
aber die Grunderwerbſteuer der Gegenleiſtung weder hinzu⸗ 
gerechnet noch von ihr abgezogen. 

Als Zeitpunkt der Bewertung gilt der Tag, 
an dem der ftenerliche Rechtsvorgang ſtattfand. In Oſter⸗ 
reich dagegen war für die Bewertung der Tag maßgebend, 
an dem der Anſpruch auf Übergabe der Liegenſchaft ein⸗ 
getreten iſt; dieſer fiel allerdings meiſt mit dem Vertrags- 
abſchluß zuſammen. Steht der Wert der Gegenleiſtung am 
maßgebenden Stichtag noch nicht feſt, ſo wird die Steuer 
wie nach öſterreichiſchem Gebührenrecht zunächſt vorläufig 
feſtgeſetzt und erſt ſpäter endgültig beſtimmt. Außerdem 
kann das Finanzamt in dieſem Fall den Wert der un⸗ 
beſtimmten Gegenleiſtung ſchätzen oder im Einvernehmen 
mit dem Steuerſchuldner die Steuer in einem Pauſch-— 
betrag feſtſetzen. Auch in Oſterreich war in einem ſolchen 
Fall die Feſtſetzung eines unbeſtimmten Werts durch Ab- 
ſchluß eines Wertsübereinkommens möglich. Für die Be— 
wertung der Gegenleiſtungen ſind die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften des Reichsbewertungsgeſetzes (§8 2 bis 17) maß ⸗ 
gebend. In Oſterreich enthielt das Gebührengeſetz ſelbſt die 
entſprechenden Beſtimmungen, die ſich vielſach von den Vor- 
ſchriften des Reichsbewertungsgeſetzes unterſchieden. 

Wenn eine Gegenleiſtung nicht vorhanden oder nicht zu 
ermitteln iſt, oder wenn eine Anteilsvereinigung oder ein 
Anteilsübergang vorliegt, fo wird die Steuer vom Grund: 
ſtücks wert berechnet. Der Wert des Grundſtücks iſt nach 
§ 12 des Geſetzes der Einheitswert. Dieſer richtet ſich 
nach den beſonderen Vewertungsvorſchriften des Reichs⸗ 
bewertungsgeſetzes (88 20 bis 66) unter Bedachtnahme auf 
die Beſtimmungen des $ 2 und des § 12 des Grunderwerb⸗ 
ſteuergeſetzes. Dieſe Vorſchriften ſind für die Oſtmark neu. 


10. Steuerberechnung 

Die Grunderwerbſtener beträgt im allgemeinen 
3 v. H., 2 v. H. nur beim Einbringen von Grundſtücken 
in Kapitalgeſellſchaften gegen Gewährung von Geſellſchafts⸗ 
rechten, bei der Verſchmelzung von Genoſſenſchaften und bei 
der Umwandlung einer Kapitalgeſellſchaft in eine Genoſſen⸗ 
ſchaft. Das Einbringen von Grundſtücken in Perſonengeſell⸗ 
ſchaften, z. B. Offene Handelsgeſellſchaften, iſt nach 85 
(Geſamthandeigentum) begünſtigt, das Einbringen in 
Familiengeſellſcharten nach § 3 Ziffer 3 von der Steuer be- 
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freit. Neben die Steuer von 3 und 2 v. H. kann ein Zu⸗ 
ſchlag von höchſtens 2 v. H. treten, der ſich bei der zwei⸗ 
prozentigen Stener auf die Hälfte ermäßigt. Gegenüber 
dieſem faſt einheitlichen Ausmaß der Grunderwerbſteuer 
gab es im öſterreichiſchen Recht größere Verſchiedenheiten in 
der Höhe der Immobiliargebühr. 

Zur Immobiliargebühr kamen gegebenenfalls noch 
Landes⸗ und Gemeindezuſchläge bis 100 v. H., ſo daß ſich 
bei entgeltlichen übertragungen unter fremden Perſonen 
der vorgeſchriebene Abgabenbetrag bis auf 10 v. H. erhöhte. 
Da der Höchſtbetrag an Steuer ſamt Zuſchlag 5 v. H. be⸗ 
trägt, bedeutet die Einführung des Grunderwerbſteuer⸗ 
geſetzes für Grundſtücksumſätze unter fremden Perſonen 
eine Ermäßigung, unter nahen Verwandten dagegen wegen 
der bisherigen Begünſtigungen eine Erhöhung. 

Das Finanzamt kann die Steuer im Einvernehmen mit 
dem Steuerpflichtigen auch pauſchwei ſe feſtſetzen, wenn 
die genaue Ermittlung des Steuerbetrags Schwierigkeiten 
bereitet, beſonders mit größerem Zeitaufwand und Weite⸗ 
rungen verknüpft iſt, die in keinem Verhältnis zum voraus⸗ 
ſichtlichen Steuerbetrag ſtehen. Für die Oſtmark wird die 
Pauſchbeſteuerung auch dann zur Anwendung kommen, 
wenn der Einheitswert des Grundſtücks noch nicht feſtgeſtellt 
iſt. Dieſe Pauſchbeſteuerung entſpricht dem im öſterreichi⸗ 
ſchen Gebührengeſetz vorgeſehenen Wertsübereinkommen, 
nur kann hiervon in einem bedeutend geringeren Ausmaß 
Gebrauch gemacht werden als nach dem öſterreichiſchen Recht. 


11. Steuerſchuld 


Die Steuerſchuld entſteht nach § 3 des Steueranpaſ⸗ 
ſungsgeſetzes, ſobald der Tatbeſtand verwirklicht 
iſt, an den das Geſetz die Steuer knüpft. Nach dem Grund- 
erwerbſteuergeſetz wird die Steuerſchuld begründet, ſobald 
die im 91 des Geſetzes bezeichneten Erwerbsvorgänge 
verwirklicht ſind, z. B. bei einem Kaufvertrag mit 
deſſen Abſchlus. Nach § 19 GrEStc entſteht bei aufſchie⸗ 
bender Bedingung oder bei Genehmigung die Steuerſchuld 
erſt mit deren Eintritt. Gleiches galt auch im öſterreichiſchen 
Gebührenrecht. 

Nach 8 15 find Steuerſchuldner in der Regel die an 
einem Erwerbsvorgang als Vertragsteile beteiligten Per⸗ 
ſonen. Dieſe mehreren Steuerſchuldner ſind Geſamt⸗ 
ſch uldner. Auch in Sfterreich waren für die Immobiliar⸗ 
gebühr bei zweiſeitig verbindlichen Rechtsgeſchäften beide 
Teile zur ungeteilten Hand zahlungspflichtig. Eine ſachliche 
Haftung der übertragenen Liegenſchaft für die Immobiliar⸗ 
gebühr, die in Sſterreich eine große Rolle ſpielte, gibt es 
nach dem Grunderwerbſteuergeſetz nicht. Bei einer Mehr- 
beit von Veräußerern und Erwerbern tritt keine Geſamt⸗ 
ſchuldnerſchaft ein, jeder Miteigentümer wird — in Öle: 
ſamthaft mit ſeinem Vertragsgegner — nur Steuerſchuldner 
für den Verkauf und Erwerb ſeines Miteigentumsanteils. 
In Oſterreich dagegen beſtand auch in dieſen Fällen Solidar— 
zahlungspflicht der Miteigentümer. 

Die Steuer wird binnen einem Monat nach Bekannt⸗ 
gabe des Steuerbeſcheids fällig. Auch in Ofterreich trat 
die Fälligkeit der Immobiliargebühr innerhalb dreißig 
Tagen nach Erhalt des Zahlungsauftrags ein. Nach § 16 
darf das Finanzamt die Zahlungsfriſt von einem Monal 
noch verlängern, eine Veſtimmung, die dem öſterreichiſchen 
Gebührengeſetz fremd war. Die Steuerfälligkeit iſt von der 
Rechtskraft der Steuerfeſtſetzung gleichwie in Sfterreich un⸗ 
abhängig. Wird die Steuer nicht rechtzeitig entrichtet, ſo iſt 
mit Ablauf des Fälligkeitstags ein einmaliger Säum⸗ 
niszuſchlag von 2 v. H. zu entrichten. Ein folder Zu⸗ 
ſchlag war dem öſterreichiſchen Gebührenrecht fremd, dagegen 
mußten in Sſterreich bei nicht rechtzeitiger Entrichtung der 
Iummobiliargebühr Verzugzinſen von monatlich 0,5 v. H. 
mit dem auf die Fälligkeit folgenden Tag entrichtet werden. 
Verzugzinſen werden im Altreich nicht mehr erhoben, ebenſo 
wie zurückzuerſtattende Beträge nicht mehr verzinſt werden. 
Hierfür gab es in Sſterreich ſogenannte Vergütungzinſen 
von monatlich 0,35 v. H. Bei Stundungen hat das Finanz 
amt Stundungzinſen im Höchſtmaß von jährlich 5 v. H. zu 
erheben, ſofern es nicht im Einzelfall zinſenloſe Stundung 
bewilligt. In Oſterreich wurden bei Stundungen faſt immer 
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die Verzugzinſen gefordert. Weiter kannte das öſterreichiſche 
Gebührenrecht noch den Begriff der geſetzlichen Stundung, 
die bei den Immobiliargebühren z. B. dann in Frage kamen, 
wenn ein Rechtsgeſchäft aufſchiebend bedingt abgeſchloſſen 
wurde. Die geſetzliche Stundung zog keine Verzugzinſen— 
pflicht nach ſich. 


12. Erſtattung der Steuer 


Die Steuererſtattung iſt ausführlich im § 17 geregelt, 
im öſterreichiſchen Gebührenrecht fehlt es dagegen an einer 
ſolch einheitlichen Faſſung der Beſtimmungen über die Rück— 
erſtattung von Immobiliargebühren. Neben § 17 beſtehen 
noch die allgemeinen Erſtattungsvorſchriften der Reichs— 
abgabenordnung (8 151 u. f.), die auch für die Grund— 
erwerbſteuer gelten. 

Wenn ein Erwerbsvorgang vor übergang des 
Eigentums, ſohin vor bücherlicher Eintragung rück— 
gängig gemacht wird, ſo unterliegt die Aufhebung des Ver— 
pflichtungsgeſchäftes, z. B. eines Kaufvertrages, überhaupt 
keiner Steuer. Bei Zutreffen der geſetzlichen Voraus— 
ſetzungen wird vom rückgängig gemachten Verpflichtungs— 
geſchäft keine Steuer erhoben oder eine erhobene Steuer 
rückerſtattet. Hierbei iſt zu unterſcheiden, ob das ſchuld— 
rechtliche Verpflichtungsgeſchäft im freien gegenſeitigen 
Einvernehmen oder mangels Vertragserfüllung auf Grund 
eines Rechtsanſpruchs rückgängig gemacht wird. Im erſten 
Fall muß die Aufhebung innerhalb von zwei Jahren ſeit 
Entſtehung der Steuerſchuld ſtattfinden, im letzteren Fall 
beſteht keine zeitliche Beſchränkung. 

Iſt jedoch ſchon Eigentum erworben und wird 
der Eigentumsübergang wieder rückgängig gemacht, jo liegen 
zwei ſteuerpflichtige Rechtsgeſchäfte vor, das Verpflichtungs— 
geſchäft mit der Übertragung und der Rückerwerb des 
Eigentums. Bei Zutreffen der feſtgeſetzten Vorausſetzungen 
wird die Steuer von beiden Rechtsvorgängen erſtattet. Auch 
hier gilt im übrigen das früher Geſagte. 

Wird auf Grund eines nichtigen Geſchäftes Eigen⸗ 
tum erworben, ſo wird die Steuer von der Rückübertragung 
und vom nichtigen Verpflichtungsgeſchäft rückerſtattet. Hier 
ſind für den Rückerwerb keine zeitlichen Grenzen geſetzt. 
Bemerken will ich noch, daß ein nichtiges Verpflichtungs⸗ 
geſchäft ohne Eigentumsübergang nicht der Grunderwerb— 
ſteuer unterliegt, es wäre denn, daß die Vertragsteile das 
a Ergebnis des nichtigen Rechtsgeſchäftes gelten 
aſſen. 

Wird die Gegenleiſtung für das Grundſtück 
herabgeſetzt, jo wird die Steuer entſprechend gemin- 
dert. Bei gegenſeitigem Einvernehmen gilt wieder die zivei- 
jährige Friſt, bei Vorliegen eines Rechtsanſpruchs beſteht 
keine zeitliche Begrenzung. 

Schließlich noch ein Sonderfall der Steuerrückerſtattung. 
Wenn durch einen Rechtsvorgang die Möglichkeit gegeben 
wird, ein Grundſtück auf eigene Rechnung zu verwerten oder 
wenn eine Vereinigung und Weiterübertragung von Geſell— 
ſchaftsanteilen erfolgt (8 1 Abſätze 2 und 3), werden die 
Steuern nach erfolgter Rückgängigmachung nur erſtattet, 
wenn der jeinerzeitige Erwerbsvorgang ordnungsgemäß 
angezeigt worden war. 

Im öſterreichiſchen Gebührenrecht wurde die Im— 
mobiliargebühr erſtattet, wenn vor bücherlicher Eintragung 
das Rechtsgeſchäft einverſtändlich aufgelsft wurde. Voraus- 
ſetzung war, daß die Vertragsſtornierung vor der Beſitzüber— 
gabe erfolgte und daß jede Spur des Rechtsgeſchäfts vertilgt 
wurde. Es durfte z. B. kein erhaltenes Angeld und kein be— 
zahltes Reugeld zurückbehalten worden fein. Dieſe Rück— 
vergütung fand aber nur aus Billigkeit ſtatt, ein Rechts⸗ 
anſpruch beſtand nicht, da nach öſterreichiſchem Recht die 
Gebühr mit der Vertragserrichtung verwirkt war. Der An: 
trag auf Rückerſtattung mußte innerhalb dreier Jahre nach 
erfolgter Einzahlung der Gebühr geſtellt werden. Wurde 
das Rechtsgeſchäft wegen Nichteinhaltung von Bedingungen 
rückgängig gemacht, ſo erfolgte aus dem eben erwähnten 
Grund keine Rückerſtattung der Immobiliargebühr, außer 
wenn obige einverſtändliche Vertragsſtornierung vor der 
Übergabe zuſtande kam. 
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SH aber der Erwerber bereits grundbücherlicher 
Eigentümer der Liegenſchaft geworden, und wurde dieſer 
Eigentumsübergang wieder rückgängig gemacht, ſo war nach 
öſterreichiſchem Recht eine Erſtattung ausgeſchloſſen. Es 
unterlagen ſowohl das Verpflichtungsgeſchäft als auch das 
Geſchäft über die Rückübertragung der Immobiliargebühr. 
Bei der Rückübertragung konnte gegebenenfalls ſtatt der 
Immobiliargebühr nur die 1 )prozentige Eintragungs— 
gebühr zur Vorſchreibung kommen. 

Bei Nichtigkeit des Geſchäfts war auch nach öſter— 
reichiſchem Recht keine Gebührenpflicht gegeben und eine 
Rückübertragung wegen Nichtigkeit des Verpflichtungs— 
geſchäfts unterlag ebenfalls nicht der Immobiliargebühr. 
Bei Herabſetzung der Gegenleiſtung erfolgte auch nach öſter— 
reichiſchem Recht eine entſprechende Minderung der Im— 
mobiliargebühr. 


13. Grunderwerbſteuerdurchführungsverorduung 

Von der Durchführungsverordnung will ich nur die 
Beſtimmungen kurz hervorheben, die weſentlich vom bis— 
herigen Recht abweichen. 

Nach der Durchführungsverordnung ruht das Schwer— 
gewicht der Anzeige verpflichtung auf Behör— 
den, Beamten und Notaren hinſichtlich der im 8 2 
VO angeführten Rechtsvorgänge, die fie beurkundet oder 
über die fie eine Urkunde entworfen und darauf eine Unter— 
ſchrift beglaubigt haben. Der Begriff Beurkundung iſt im 
weiteren Sinn des Wortes zu verſtehen, d. h. im Sinn der 
Herſtellung einer Urkunde über einen Rechtsvorgang. Es 
fallen deshalb auch darunter z. B. eine urkundlich nieder- 
gelegte behördliche Entſcheidung. Bemerkenswert iſt, daß 
auch ein Angebot zum Abſchluß von Rechtsgeſchäften anzu⸗ 
zeigen it. Dagegen brauchen die Grundbuchämter unbe— 
ſchadet der Anzeigepflicht der Gerichtsbehörde nach S 2 D 
die Eintragungen, die eine Eigentumsänderung an einem 
Grundſtück betreffen, nicht mehr anzuzeigen. In Sſterreich 
dagegen beſtand dieſe Verpflichtung der Gerichte. Die An⸗ 
zeige iſt von den Urkundsperſonen binnen zwei Wochen zu 
erſtatten und erſtreckt ſich auch auf Rechtsvorgänge, die von 
der Beſteuerung ausgenommen ſind. 

Die Beteiligten ſelbſt müſſen, ſoweit ſie nach 8 15 
Steuerſchuldner find, die im § 3 genannten Vorgänge an— 
zeigen. Hier handelt es ſich um Vorgänge, über die in der 
Regel keine Urkunden durch Behörden, Beamte oder Notare 
aufgenommen werden. Dieſe Anzeigen der Beteiligten 
müſſen ebenfalls binnen 2 Wochen erſtattet werden und um— 
faſſen auch die befreiten Rechtsvorgänge. 

Die Anzeige muß den im 8 4 vorgeſchriebenen In- 
halt haben. Ihr iſt eine Urkundenabſchrift, deren Beglau— 
bigung aher nicht gefordert wird, beizufügen. 

In Oſterreich war die Anzeige binnen acht Tagen 
zu erſtatten, und zwar bei Geſchäften, die vor Behörden, 
Amtern, Notaren, Rechtsanwälten oder ſonſtigen Bevoll— 
mächtigten unter ihrer Mitwirkung abgeſchloſſen wurden, 
von den Vertragsteilen zur ungeteilten Hand mit den vor— 
her genannten Behörden und Vermittlern. In allen an— 
deren Fällen waren die beiden Vertragsteile allein anzeige— 
pflichtig. Wurde die Urſchrift bei der Anzeige nicht vorgelegt. 
mußte die Abſchrift gerichtlich oder notariell beglaubigt ſein. 
Die Anzeige beſtand nach öſterreichiſchem Gebührenrecht 
bloß in der Vorlage der Urkunde, ohne daß die Anzeige 
einen beſtimmten Inhalt aufzuweiſen hatte. 

Die in 8 6 De vorgeſehene „Urkundenſperre“ 
bewirkt, daß die Finanzämter von den Erwerbsvorgängen 
auch tatſächlich benachrichtigt werden. Die Urkundsperſonen 
dürfen nämlich die Urkunden über einen anzeigepflichtigen 
Vorgang in der Regel erſt aushändigen und Ausfertigungen 
oder beglaubigte Abſchriften ſolcher Urkunden erſt dann 
erteilen, wenn das Finanzamt den Empfang der Anzeige 
beſtätigt hat, oder wenn ſich das Finanzamt mit der Muss 
händigung oder Erteilung einverſtanden erklärt hat. Nur 
für den Grundbuchverkehr find in Abſatz 2 des 8 6 gewiſſe 
Ausnahmen geſchaffen worden. Dieſe Beſtimmungen über 
die Urkundenſperre waren dem öſterreichiſchen Recht fremd. 

Auch die Unbedenklichkeitsbeſcheinigung 
war in öſterreichiſchen Recht nicht vorgeſehen. Dieſe Ve— 

„ 
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ſcheinigung, daß der bücherlichen Eintragung ſteuerliche Be⸗ 
denken nicht entgegenſtehen, iſt in allen Fällen erforderlich, 
mithin auch dann, wenn keine Steuerpflicht gegeben iſt. 
§ 9 DW ſetzt feſt, in welchen Fällen die Unbedenklichkeits⸗ 
heſcheinigung erteilt werden muß, d. i. wenn die Steuer ent⸗ 
achtet, ſichergeſtellt oder geſtundet worden iſt, oder wenn 
Steuerfreiheit vorliegt. 


14. Schlußbemerkung 


Ich habe Ihnen nun einen gedrängten überblick über 
die wichtigſten Abweichungen des Grunderwerbſteuergeſetzes 
gegenüber den Immobiliargebührenvorſchriften gegeben. 
Sie ſind mannigfach, gleichwohl ſtimmen beide Vorſchriften 
in manch Grundſätzlichem vollends überein. In vielen Be⸗ 
langen ſind gegenüber den öſterreichiſchen Vorſchriften eine 
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bedeutende Vereinfachung, eine ſtärkere Präziſierung der 
maßgebenden Begriffsbeſtimmungen und eine gewiſſe 
Humaniſierung in der ſteuerlichen Behandlung des Grund⸗ 
ſtückswechſels erfolgt. Im neuen Geſetz ſind Gerechtigkeit 
und Billigkeit mit einer unvergleichlichen Feinheit in der 
Verhinderung von Steuerumgehungen gepaart. Großzügige 
Befreiungs⸗ und Erſtattungsvorſchriften zeichnen ferner das 
Geſetz aus. Die öſterreichiſchen Immobiliargebühren ſind 
gewiß auch von ſozialem Fühlen und Denken erfüllt ge⸗ 
weſen, doch waren ſie ſtark formaliſtiſch aufgebaut. Sie 
ſtellen ein juriſtiſches Spitzenwerk dar, das allerdings der 
neueren Zeit nicht mehr ganz entſprach. Ein beſonderer 
Nachteil der Immobiliargebührenvorſchriften war ihre 
große Zerſplitterung. Jetzt haben Sie alles Erforderliche in 
einem Geſetz aufs glücklichſte vereinigt und in einer klaren, 
leichtverſtändlichen Sprache ausgedrückt. 


Rückstellungen für künftige Ruhegehaltsverpflichtungen — 
Eine Erwiderung“) Von Betriebsprüfer Dr. Mohr, Düsseldorf 


Dipl.⸗Verſicherungsſachverſtändiger Dr. Zeine, Ham⸗ 
burg, befaßt ſich im DStBl 1940 Nr 2 S. 25 mit meinem 
Aufſatz über Rückſtellungen für künftige Ruhegehaltsver⸗ 
pflichtungen in der DStZ 1939 S. 1015. Beine verkennt 
dabei den Sinn und Zweck meiner Ausführungen und 
kommt zu Ergebniſſen, die mit dem geltenden Steuerrecht 
nicht in Einklang zu bringen ſind. 

Die von mir de lege ferenda vorgeſchlagene Durch⸗ 
ſchnittsrechnung zielt darauf ab, nach Art des §S 16 RBew 
auch für die ſteuerliche Erfolgsbilanz einen Weg zu finden, 
der in Zukunft jeden Streit über die Höhe des abzugs⸗ 
fähigen Betrages ausſchließt. Wer über die Verhältniſſe 
unterrichtet iſt, die auf dem Gebiete der Bewertung künf⸗ 
tiger Ruhegehaltsverpflichtungen zurzeit herrſchen, wird 
das Ausmaß des hier erſtrebten Nutzens unſchwer erkennen. 


Es liegt im Weſen jeder Durchſchnittsrechnung, daß ſie 
im Einzelfall von der Wirklichkeit mehr oder weniger nach 
oben oder unten abweicht. Auch die beſte verſicherungsmathe⸗ 
matiſche Rechnung iſt mit dieſer Eigenſchaft behaftet. Der 
Wert der Durchſchnittsrechnung wird dadurch nicht beein⸗ 
trächtigt, ſofern ſie nur im Geſamtergebnis der Wirklichkeit 
möglichſt nahekommt. Und das trifft hier zu. 


Zeine iſt allerdings der Meinung, daß mein Vorſchlag, 
der bekanntlich auf das Erreichen des 65. Lebensjahrs ab⸗ 
ſtellt, den vorzeitigen Abgang durch Tod und Invalidität 
vernachläſſige und auch die Anſprüche der Hinterbliebenen 
unberückſichtigt laſſe. Nach den ſtatiſtiſchen Erfahrungen 
der Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte wären von 
100 000 Aktiven im Alter 20 nur noch 45736 beim 
65. Lebensjahr aktiv. 54 264 wären alſo vorzeitig geſtorben 
mit oder ohne Hinterlaſſung von Witwen und Waiſen oder 
invalide geworden. Dieſe Zahlen zeigten, daß die Vernach⸗ 
läſſigung der Sterbens⸗ und Invaliditätswahrſcheinlichkeiten 
zu Fehlbeträgen führen müſſe. 


Die Darſtellung erweckt den Eindruck, als ob die vor⸗ 
zeitigen Abgänge durch Tod oder Invalidität die Berech- 
nung in gleicher Weiſe ungünſtig beeinflußten. Tatſächlich 
ſind aber vorzeitiger Abgang durch Tod und vorzeitiger Ab⸗ 
gang durch Invalidität in ihrer finanziellen Auswirkung 
grundſätzlich verſchieden. 

Nur bei vorzeitigem Abgang durch Invalidität ent- 
ſtehen zunächſt rechneriſch in jedem Fall Fehlbeträge. Bei 
vorzeitigem Abgang durch Tod find Fehlbeträge nur mög⸗ 
lich, wenn die folgenden Vorausſetzungen gleichzeitig erfüllt 
ſind. Es müſſen 


*) Die Ausführungen des Verfaſſers in der DEtZ 1939 
Nrn 51/52 haben allgemeines Intereſſe gefunden. Soweit dagegen 
Einwendungen erhoben wurden, gehen dieſe im weſentlichen auf 
einen Aufſatz von Zeine im DEI vom 25. Januar 1940 zurück. 
Wir bringen eine Erwiderung, die uns bereits im Februar 1940 
zugegangen iſt, deren Veröffentlichung jedoch bisher wegen Raum⸗ 
mangels zurückgeſtellt werden mußte. 


1. ruhegehaltsberechtigte Hinterbliebene vorhanden ſein 
und es muß 


2. der Tod des Gefolgſchaftsmitglieds ſo frühzeitig er⸗ 
folgen, daß die bisher angeſammelte Rückſtellung zur 
Deckung der weſentlich geringeren Anſprüche der Hinter⸗ 
bliebenen nicht ausreicht. 


In allen anderen Fällen entſtehen bei vorzeitigem Ab⸗ 
gang durch Tod effektive Üüberſchüſſe. Hierzu kommen 
weitere Überſchüſſe, wenn in den oben behandelten Fehl⸗ 
betragsfällen die Ruhegehaltsverpflichtung durch Tod des 
Endberechtigten wegfällt, bevor der angeſammelte Rück⸗ 
ſtellungsbetrag verzehrt iſt. Die bei vorzeitiger Invalidität 
uſw. zunächſt rechneriſch gegebenen Fehlbeträge können 
daher noch keineswegs als endgültige gewertet werden. Sie 
werden oft noch in effektive Überſchüſſe umſchlagen. 


Mein Vorſchlag geht nun dahin, die durch vorzeitigen 
Abgang entſtehenden Fehlbeträge mit den ebenfalls bei vor⸗ 
zeitigem Abgang entſtehenden überſchüſſen kurzerhand zu 
kompenſieren. Von einer Vernachläſſigung des Abgangs 
kann unter dieſen Umſtänden nicht geſprochen werden. Es 
läßt ſich allenfalls über das Ausmaß der Kompenſations⸗ 
möglichkeit ſtreiten. 

Die von Zeine mitgeteilten Ziffern vermitteln hier 
nicht ohne weiteres die richtige Vorſtellung. Ein Beob- 
achtungszeitraum von 45 Jahren erſcheint zu lang. Im 
Alter 20 erfolgen im allgemeinen in der Wirtſchaft noch 
keine ruhegehaltsberechtigten Anſtellungen. Eine gewiſſe 
Ausbildungs⸗ und vor allem Bewährungszeit pflegen vor⸗ 
auszugehen. Das durchſchnittliche Eintrittsalter wird daher 
erſt zwiſchen dem 30. und 40. Lebensjahr anzunehmen ſein. 


Bei einem mittleren Eintrittsalter von 35 Jahren iſt 
nach der von Zeine angezogenen Statiſtik von 100 000 
Zwanzigjährigen nur noch eine entſprechend geringere Zahl 
aktiv. Setzt man dieſe geringere Zahl zu den im 65. Lebens⸗ 
jahr noch vorhandenen 45 736 Aktiven ins Verhältnis, ſo 
ergibt ſich, daß etwa die Hälfte der Ruhegehaltsberechtigten 
die Altersgrenze erreicht. Das bedeutet, daß bei der Hälfte 
aller Fälle meine Rechnung genau aufgeht und daß die er⸗ 
erwähnte Durchſchnittsrechnung oder Kompenſation auf die 
reſtliche Hälfte beſchränkt bleibt. 

über das Ausmaß des ſich bei dieſer Hälfte voll⸗ 
ziehenden Ausgleichs kann man ſich an Hand der Statiſtik 
(Sterbetafeln in Verbindung mit den obigen Ziffern) un⸗ 
ſchwer ein Bild machen. Die Statiſtik zeigt, daß der weit⸗ 
aus größte Teil der vorzeitigen Abgänge auf Abgang durch 


Tod entfällt, alſo auf den Teil der Abgänge, bei dem gerade 


die Überſchüſſe entitehen. Bei dieſer Sachlage iſt die An⸗ 
nahme berechtigt, daß Fehlbeträge und überſchüſſe ſich in 
etwa die Waage halten, fo daß mein Vorſchlag eine durch⸗ 
aus gerechte Löſung darſtellt. Er bietet zudem den Vorteil 
einer weſentlichen Vereinfachung und die Möglichkeit jeder⸗ 
zeitiger Nachprüfung. 


4 Sozialverſicherung grundſätzlich als Betriebsunfälle anerkannt. 
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Die Anſprüche der Hinterbliebenen bleiben dabei 
keineswegs unberückſichtigt. Sie ſind jedoch nur ſekundärer 
Art und werden durch den weitergehenden Anſpruch des 
Erſtberechtigten überdeckt. Ich habe ſie daher ausdrücklich 
in den Ausgleich einbezogen. 


Die Auffaſſung, daß beim Wegfall von Ruhegehalts⸗ 
verpflichtungen freiwerdende Rückſtellungsbeträge in der 
Geſamtrückſtellung gebunden bleiben können und nicht über 
Verluſt⸗ und Gewinnkonto zu vereinnahmen ſeien, ſolange 
weitere Ruhegehaltsverpflichtungen beſtehen, findet im 
Steuerrecht keine Stütze. Sie würde zu unmöglichen Er⸗ 
gebniſſen führen. 

Angenommen, die Ruhegehaltsrückſtellung eines Be⸗ 
triebes zeigt das folgende Bild: 


I Bei Erreichen ber 
Derzeitiger Stand Altersgrenze erfordern 
der Rückſtellung liche Rückſtellung 


Berechtigter A 80 000. — 99 000, RM 
75 B 20 000. — 55 000,.— „ 
15 C 25 000. — 33 000,.— „ 

125 000, — 187 000,— RM. 


A ſcheidet durch Tod aus. Hinterbliebene ſind nicht vor⸗ 
handen. 

Nach Zeine müßte der Betrag von 80 000 RM in der 
Rückſtellung verbleiben, weil noch weitere Ruhegehaltsver⸗ 
pflichtungen beſtehen. Einer erſt am Ende der Dienſtzeit 
erforderlichen Geſamtrückſtellung von 88000 RM (55 000 
+ 33 000) würde alsdann ſchon jetzt eine Rückſtellung von 
125 000 RM gegenüberſtehen. Das würde ein unmögliches 
Ergebnis ſein. Es iſt auch nicht erſichtlich, was mit den 
künftigen Prämien und Zinſen für B und C geſchehen ſoll 


und wie Zeine dem Erfordernis der gleichmäßigen Ver⸗ 
teilung des Ruhegehaltsaufwands auf die Dienſtleiſtungs⸗ 
zeit gerecht werden will. 

Wenn Zeine ſchließlich auch für die Steuerbilanz eine 
Berechnungsweiſe fordert, die die Gewähr bietet, daß die 
Rückſtellung vom Beginn der Ruhegehaltsverpflichtung an 
auch bei vorzeitigem Abgang zur Deckung der Verpflichtung 
ausreicht, ſo muß dieſe Forderung — ſo verſtändlich ſie vom 
Standpunkt der Handelsbilanz aus erſcheint — als un⸗ 
erfüllbar bezeichnet werden. Eine Bilanzrückſtellung, die 
dem Erfordernis der Aufwandsverteilung entſprechen ſoll, 
kann die gewünſchte Gewähr nicht bieten, d. h. eine echte 
Verſicherung nicht erſetzen — es ſei denn, daß der Kreis der 
Berechtigten jo groß iſt, daß der verſicherungsmäßige Aus⸗ 
gleich der Riſiken ſich innerhalb dieſes Kreiſes vollzieht. 

Ich bitte, meine Ausführungen nicht dahin zu ver⸗ 
ſtehen, als ob die Erkenntniſſe der Verſicherungsmathematik 
und ihre Bedeutung für Fragen der hier behandelten Art 
bon mir verkannt würden. Wenn hier Meinungsverſchieden⸗ 
heiten beſtehen, ſo liegt das im Grunde nur an verſchiedener 
Betrachtungsweiſe und verſchiedener Zielſetzung. Je nachdem 
man die Dinge ſtatiſch oder dynamiſch betrachtet oder be⸗ 
trachten muß, gelangt man zu einem anderen Ergebnis. 

Im übrigen werden die hier ſtreitigen Fragen gegen- 
ſtandslos, ſobald die inzwiſchen vom Führer befohlene all- 
gemeine Zukunftsſicherung einheitlich und unabhängig von 
der Entwicklung des einzelnen Betriebs durchgeführt iſt. 
Die Gefolgſchaftsmitglieder werden alsdann die von ihnen 
mit Recht erſtrebte Freizügigkeit erlangen und die ſoziale 
Betätigung des Betriebsführers wird alsdann nicht mehr 
mit der Steuerpolitik des Betriebs in Verbindung gebracht 
werden können. 


Eilldien ſt⸗ Nachrichten 


Steuererleichterung für Zivilbeſchädigte 


26 Abſatz 3 Ziffer 3 der Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmun⸗ 
gen 5 gene enden Zivilbeſchädigten auf Antrag gewiſſe lohn⸗ 
ſteuerfreie Beträge auf der Lohnſteuerkarte durch das Finanzamt 
eingetragen. Vorausſetzung iſt, daß eine Minderung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit infolge der Zivilbeſchädigung um mindeſtens 25 v. H. feſt⸗ 
geſtellt wird. Zivilbeſchädigte find ſolche Ber- 
ſonen, die außer halb des Kriegs⸗, Militär⸗ oder Reichs⸗ 
arbeitsdienſtes entweder durch ein von au Be n wirken des 
Ereignis (Unfall, Verletzung) beſchädigt ſind oder bei 
denen ein inneres Leiden in typiſchem Zuſammen⸗ 
hang mit ihrer Berufstätigkeit ſteht (thpiſche Be ⸗ 
rufs krankheit). Andere innere Leiden oder äußere Be⸗ 
ſchädigungen als Folge innerer Krankheiten oder bloße Alters⸗ 
erſcheinungen genügen für den Begriff der Zivilbeſchädigung 
nicht. 

Wer Reichsfinanzhof hatte im Urteil vom 26. September 1940 
IV 118/40 die Frage zu entſcheiden, ob die Einwirlung der 
Witterung als ein von außen wirkendes Er⸗ 
eignis im Sinn dieſer Beſtimmungen anzu⸗ 
ſehen iſt. * 

Es handelte ſich um einen Fall, in dem ein Beamter anläßlich 
eines Dienſtgeſchäfts in einem ungewöhnlich kalten Raum ſich 
eine Mandelentzündung, eine Knochenmarkentzündung und als 
deren Folge eine Blutvergiftung zugezogen hatte, die die Ampu⸗ 
tation des rechten Beines im Hüftgelenk erforderlich machte. Der 
Reichsfinanzhof hat die geſtellte Frage grundſätzlich bejaht, 
weil es ſich nach den getroffenen Feſtſtellungen um eine ganz 
ungewöhnliche Witterungseinwirkung handelte. 
Eine ſolche ganz ungewöhnliche Witterungseinwirkung lann des⸗ 
halb als ein von außen wirkendes Ereignis im Sinn 
der bezeichneten Vorſchriften angeſehen werden. Der ſteuerliche 
Begriff der Zivilbeſchädigung nähert ſich dadurch im Ergebnis 
dem Unfallbegriff der Sozialverſicherung. Witterungseinflüſſe, die 
ſich entſprechend und unmittelbar auswirken, werden bei der 


Die gleiche Entſcheidung iſt zu treffen, wenn es ſich 
um die Unpendung des Abſchnitts 84 Abſatz 8 Ziffer 3 ESthgt 
für 1939 handelt. Oe 


Umſtellungsverordnung für die Gebiete von kupen, 
Malmedy und Moresnet 


Die Verordnung über Reichsmark⸗Eröffnungsbilanzen und 
Umſtellungsmaßnahmen in den Gebieten von Eupen, Malmedy 
und Moresnet (Umſtellungsverordnung) vom 8. Oktober 1940 
(RG Vl 1 S. 1376) entſpricht inhaltlich den bisherigen Umſtellungs⸗ 
verordnungen für die Oſtmark, für die ſudetendeutſchen Gebiete, 
für das Memelland und für das Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig. Die Reichsmark⸗Eröffnungsbilanz iſt für den 
1. Juni 1940 oder für einen ſpäteren Stichtag aufzuſtellen. Auch 
wenn eine Reichsmark⸗Gröffnungsbilanz nicht aufgeſtellt wird, 
müſſen die Kaufleute, die zur Führung von Handelsbüchern ver⸗ 
pflichtet ſind, Inventare und Bilanzen für Stichtage nach dem 
31. Auguſt 1940 in Reichsmark aufſtellen. Der Umrechnungsſatz 
iſt ein Belga — 50 RPfg. Auch die ſteuerlichen Erleichterungen 
entſprechen denjenigen für die anderen eingegliederten Gebiete. 
Hinweis auf die Darſtellung in der Deutſchen Steuer⸗Zeitung 
1938 Nr 35. Meu. 


Vergütungen auf Grund des Reichsleiftungsgejeßes 
und Gewerbefteuer 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch Runderlaß vom 
22. Dezember 1939 (RStöl 1940 S. 1) für die einkommen ⸗ 
ſteuerliche Behandlung der Vergütungen für die In⸗ 
anſpruchnahme von beweglichen Gegenſtänden auf Grund des 
Reichsleiſtungsgeſetzes bei buchführenden Gewerbetreibenden 
Billigkeits maßnahmen ausgeſprochen (Bildung 
eıner ſteuerfreien Rücklage für Erſahbeſchaf 
fung uſw.). Es iſt teilweiſe angenommen worden, daß dieſe 
Vergünſtigungen nur für das Gebiet der Einkommenſteuer und 
der Körverſchaftſtener gelten ſollen. Das iſt, wie der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen in einem Einzelfall klargeſtellt hat, nicht 
der Fall. Die Billigkeitsmaßnahmen ſind auch bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Gewinns aus Gewerbebetrieb für die Zwecke 
der Gewerbeſteuer entſprechend anzuwenden. 

Men. 


